
 
 

 
Einladung 

 

Stadt Erlangen 

Jugendhilfeausschuss 
2. Sitzung      Donnerstag,  18.02.2016      16:00 Uhr      Ratssaal, Rathaus 
 

Öffentliche Tagesordnung  -  16:00 Uhr Inhaltsverzeichnis 
siehe letzte Seite(n) 

Gemeinsame Sitzung des Jugendhilfeausschusses 
mit dem Bildungsausschuss: 
 

 
 

1. Mitteilungen zur Kenntnis 
 

 
 

1.1. Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge 
 

40/066/2016 
Kenntnisnahme 

1.2. Entwicklung der Kinder/Jugendlichenzahlen in Erlangen 
 

51/077/2016 
Kenntnisnahme 

1.3. Dokumentation der 6. Erlanger Bildungskonferenz 
am 13. November 2015 
 

IV/BB/006/2016 
Kenntnisnahme 

2. Schulische Angebote für Flüchtlinge 
Mitteilung zur Kenntnis (mündlicher Bericht) 
 

 
 

3. Förderung von Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund: 
"InGym"-Klassen in Erlangen 
 

IV/029/2016 
Kenntnisnahme 

4. Berichte zur Beschulungssituation von Flüchtlingen an der 
Staatlichen Berufsschule und in den Übergangsklassen zum 
2. Halbjahr 2015/2016 
 

40/065/2016 
Kenntnisnahme 

5. Vortrag: Fraktionsantrag der SPD Nr. 172/2015: 
Das Ganztagesprogramm der Stadtbibliothek Erlangen 
und die Einbindung der Living Library 
 

42/022/2016 
Kenntnisnahme 

6. Änderungsantrag zum Haushalt 2016; 
FOS/BOS- Erlangen - Anmietung Container 
 

40/064/2016 
Kenntnisnahme 

7. Ausstattung von Übergangsklassen bzw. BIJ/BIJV-Klassen 
- Bedarfsnachweis 
 

40/067/2016 
Kenntnisnahme 

8. Teilnahme am Förderprogramm „Kommunale Koordinierung 
der Bildungsangebote für Neuzugewanderte“ 

IV/BB/005/2016 
Kenntnisnahme 
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9. Volkshochschule Erlangen als Kooperationspartner für die optimierte 

Lernförderung an Erlanger Schulen; 
hier: Übernahme von Bildungsangeboten in drei weiteren Schulen im 
lfd. Schuljahr bzw. ab dem Schuljahr 2016/17 

43/027/2016 
Kenntnisnahme 

10. Änderung der Benutzungsordnung für die Volkshochschule Erlangen 43/026/2016 
Kenntnisnahme 

11. ÖDP Fraktionsantrag Nr. 227/2015 vom 17.11.2015 - Eruierung des 
Bedarfes und Bericht über "Schulkindergartenplätze" in Erlangen / 
Vortrag Pilotprojekt: Mathematischer Zahlenraum für Kinder im Vor-
schulalter 

512/071/2016 
Beschluss 

12. Strukturelle Weiterentwicklung der Kommunalen Familienbildung und 
Familienstützpunkte. Hier: Bedarfsplan und Konzept Familienbildung 
in Erlangen 

51/076/2016 
Beschluss 

13. Generalsanierung des städt. Hortes Sonnenblume, Reinigerstraße 7; 
Bedarfsbeschluss nach DABau 5.3. 

512/021/2016 
Gutachten 

14. Anfragen  
 

Fortsetzung der Sitzung durch den Jugendhilfeausschuss:  
 

15. Mitteilungen zur Kenntnis  
 

15.1. Förderung von Waisen aus den Erträgen des Killingerschen 
Stiftungsvermögens im Jahr 2015 

51/080/2016 
Kenntnisnahme 

16. Evang.-Luth. Kirchengemeinde St. Markus in Erlangen, Sieglitzhofer 
Str. 2; Ersatzneubau des Löhekinderhauses - hier: Förderung der 12 
neuen Krippenplätze nach dem Förderprogramm 2015 - 2018 

512/023/2016 
Gutachten 

17. Geschäftsordnung des Jugendhilfeausschusses 51/075/2016 
Beschluss 

18. Unterbringung Flüchtlingen im Rahmen der Jugendhilfe 
Bedarfsfeststellung für das städt. Gebäude Schillerstr. 52a-54 

51/079/2016 
Gutachten 

19. Bestellung von zwei beratenden und einem stellvertretenden 
beratenden Mitglieds des Jugendhilfeausschusses 

51/070/2015 
Gutachten 

20. Ehrenamtliche Vormundschaften für minderjährige Flüchtlinge – 
Fraktionsantrag Nr. 219/2015 der Stadtratsfraktion der Grünen Liste 

51/078/2016 
Beschluss 

21. Förderung der Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit  
hier: Zuschüsse an Dritte 

51/074/2016 
Beschluss 

22. Anfragen  
 

 
Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen. 

Erlangen, den 10. Februar 2016 
STADT ERLANGEN 
gez. Dr. Florian Janik 
Oberbürgermeister 

Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgründen auf den nächsten Termin verschoben werden 
müssen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen. 

Die Sitzungsunterlagen können auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden. 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/40 Schulverwaltungsamt 40/066/2016 
 
Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Die beiliegende Übersicht zeigt den Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge zum 03.02.2016.  
 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

 Seite 1 von 1 
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Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge 
zum 03.02.2016 

 
Antrag Nr.  Antragsteller/in Fraktion/ Partei Zuständiges Referat/ 

mit Referat  
(Federführung in 
Fettdruck) 

Thema BildungsA/ 
Stadtrat/  
Bemerkungen 

005/2016 Herr Pöhlmann,  
Herr Salzbrunn 

Erlanger Linke II/20 
IV/40 

Änderungs-Antrag zum Haushaltsplan 2016 
FOS/BOS-Erlangen – Anmietung Container 

Behandlung im  
BildungsA/JHA am 
18.02.2016 

159/2015 Frau Pfister  SPD VI/61 
IV/51, IV/40  

Antrag zu den Arbeitsprogrammen des Schulverwaltungs-
amt /Bildungsbüros/ 
Jugendamt und Stadtplanungsamt 
Autofreie Mobilität – Modellprojekt für Schulen und Kitas 
entwickeln 

In Bearbeitung 

147/2015 Frau Wirth-Hücking,  
Herr Prof. Dr. Moll 

FWG IV Stadtratsantrag 
Neubau der Jakob-Herz-Schule („Schule für Kranke“) 
schnellstmöglich erstellen 

In Bearbeitung  

055/2015 Frau Pfister, Frau Radue, 
Frau Traub-Eichhorn 

SPD IV/40 Ertüchtigung bestehender  
Verkehrsübungsplätze 

In Bearbeitung  

019/2015 Frau Dr. Preuß, Frau Pfis-
ter, Herr Winkler, Herr 
Höppel, 
Frau Wirth-Hücking 

Fraktionsübergrei-
fender Antrag 
FDP, SPD, Grüne 
Liste, ÖDP, FWG 

IV/40 Prüfung der Einrichtung einer Partnerklasse in Erlangen/ 
Schulprofil Inklusion 

In Bearbeitung   

017/2015 Frau Aßmus, Herr Volleth, 
Frau Brandenstein 

CSU IV/40 Errichtung eines stationären Verkehrsübungsplatzes zur 
Durchführung der Fahrradausbildung 

Behandlung im  
BildungsA am 
25.03.2015;  
Abstimmung vertagt;  
In Bearbeitung   

165/2014 Frau Pfister SPD IV/43 Antrag zum Arbeitsprogramm 
Erstorientierungskurs für Asylbewerber – Entwicklung eines 
Konzepts durch die VHS 

Behandlung noch 
offen 
 

  

Ö  1.1
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
KSY-T.2845 Stadtjugendamt 51/077/2016 
 
Entwicklung der Kinder/Jugendlichenzahlen in Erlangen 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Im Jahr 2015 lag die Anzahl der Erlanger Geburten (Kinder die auch in Erlangen leben – nicht die 
Anzahl der durch die Kliniken durchgeführten Geburten) bei 1048. Damit lag die Geburtenzahl, 
nach 984 Geburten in 2013 und 991Geburten in 2014, das dritte Jahr in Folge deutlich über dem 
langjährigen Mittelwert von ca. 950 Geburten pro Jahr. In der Folge ist die Anzahl der Kinder im 
Alter von unter drei Jahren auf 3196 gestiegen. Im Vergleich, mit Stichtag zum 31.12.2013 lag die-
ser Wert noch bei 2849 Kindern. Der Versorgungsgrad der Kindertagesbetreuung für Kinder im 
Alter von unter drei Jahren liegt aktuell bei 45,8% 
 
Auch in den meisten  anderen Altersgruppen der Kinder und Jugendlichen in Erlangen sind die 
Zahlen in den letzten drei Jahren deutlich angestiegen. Hier gehen die Zuwächse aber nahezu 
ausschließlich auf den Zuzug von Kindern und Jugendlichem mit nicht-deutschem Pass zurückzu-
führen.. 
 0-U3 Jahre 3-U6Jahre 6-U10 Jahre 10-U16Jahre 16-U18 Jahre 18-U21 Jahre 
31.12.2013 2849 2829 3596 5522 1849 3631 
31.12.2015 3196 2809 3728 5494 2001 3885 
Veränderung +12,2% -0,7% +3,7% -0,5% +8,2% +7,0% 
 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

 Seite 1 von 1 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/OR001 Bildungsbüro IV/BB/006/2016 
 
Dokumentation  der 6. Erlanger bildungskonferenz am 13. November 2015 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Rund 100 Expertinnen und Experten aus verschiedenen Bildungsbereichen konnte das Referat für 
Bildung, Kultur und Jugend zur 6. Erlanger Bildungskonferenz am 13. November 2015 begrüßen. 
 
Unter dem Motto „Starke Partner in der Ganztagsbildung: Die Rolle von Schule, Jugendhilfe und 
Kultur“ hat das Bildungsbüro Elemente und Ergebnisse der Bildungskonferenz aus dem Jahr 2014 
vertieft und in ein weiterführendes Programm eingebunden, zu dessen Diskussion die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer eingeladen waren. 
 
Mit Simone Fleischmann, der neuen Präsidentin des Bayerischen Lehrerinnen- und Lehrerver-
bands, war eine Referentin zu Gast, die für multiprofessionelle Teams zur Unterstützung der Lehr-
kräfte im schulischen Alltag warb. Sie entwickelte damit eine Zielrichtung weiter, die das Bildungs-
referat schon vor Jahren mit der „Bildungstafel“ verfolgt hat und jetzt ein wichtiges Element im Ge-
samtkontext des für Bildung, Jugend und Kultur gemeinsam zuständigen Referats darstellt. 
 
Bernhard Jehle, Leitender Direktor des Instituts für Pädagogik und Schulpsychologie der Stadt 
Nürnberg, präsentierte aktuelle Entwicklungen in der Schulpädagogik und Impulse, wie diesen 
Herausforderungen zu begegnen wäre. 
 
Die drei parallel moderierten Werkstattgespräche mit dem Thema 
 
- „Zusammen – Arbeit?!“ 
- „Bildungsreise in das Jahr 2035“ 
- „Ganztagsbetreuung in Erlangen – Quo vadis?“ 
 
fanden bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern beachtliches Interesse. 
 
In der vorliegenden Dokumentation präsentiert das Bildungsbüro den Ablauf der Bildungskonfe-
renz, die Vorträge der Referenten sowie die Zusammenfassung der Werkstattgespräche. 
 
 
 
 
Anlagen:  Die Dokumentation „Starke Partner in der Ganztagsbildung: Die Rolle von Schule, Ju-
gendhilfe und Kultur.“ wird in der Sitzung aufgelegt. 
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III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

 Seite 2 von 2 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV Referat IV IV/029/2016 
 
Förderung von Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund: "InGym"-
Klassen in Erlangen 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Die Schreiben des Bildungsreferats an das Kultusministerium zur Einrichtung von Übergangsklas-
sen für gymnasialgeeignete jugendliche Migranten in Erlangen sowie die bisherige Antwort des 
Ministeriums werden zur Kenntnis genommen.  
 
 

II. Sachbericht 
In Nürnberg und München wurden im Rahmen eines Pilotprojekts gesonderte Integrations-Klassen 
für Schülerinnen und Schüler eingerichtet, die als geeignet für den Besuch eines Gymnasiums 
beurteilt werden. Das Bildungsreferat hat beim Ministerialbeauftragten die Einrichtung einer sol-
chen Klasse mit Ausweitung auf die 10. Jahrgangsstufe beantragt.  
Dieses Modell würde eine bessere Förderung auf dem Weg zur Studierfähigkeit darstellen als die 
normalen Übergangsklassen und zugleich die pauschale Zuweisung der älteren Jugendlichen an 
die Berufsschule verhindern. Neben der besseren Förderung könnte dies auch ein Beitrag zur Ent-
lastung der Berufsschule sein. 
Das Kultusministerium hat in seinem Antwortschreiben vom 10. 12. 2015 zwar angekündigt, das 
Modellprojekt ab Februar 2016 „auf eine begrenzte Zahl weiterer Standorte auszuweiten“, ist auf 
den konkreten Wunsch der Stadt jedoch nicht eingegangen. 
Inzwischen hat auch der Ausländer- und Integrationsbeirat beschlossen, das Referat um einen 
Vorstoß zur Einrichtung einer solchen Klasse in Erlangen zu bitten. Diesem Wunsch kommt das 
Bildungsreferat mit einem erneuten Schreiben nach. 
  
 
 
Anlagen:  
Schreiben des Bildungsreferats an den Ministerialbeauftragten für die Gymnasien in Mittelfranken 
vom 17. Nov. 2015 
Antwortschreiben des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst vom 10. 12. 2015 
Entwurf eines erneuten Schreibens des Bildungsreferats an das Staatsministerium  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Öffnungszeiten:  
Haltestelle: Zollhaus Buslinien: 208, 209, 210, 252, 254, 284, 285, 293, 296,  
Konten der Stadtkasse: 
Sparkasse Erlangen 
Kto. 31 
BLZ 763 500 00 
BIC-/SWIFT-Code: BYLADEM1ERH 
IBAN 
DE79 7635 0000 0000 0000 31 

VR-Bank EHH eG 
Kto. 400 
BLZ 763 600 33 
BIC-/SWIFT-Code: GENODEF1ER1 
IBAN 
DE25 7636 0033 0000 0004 00 

Flessabank Erlangen 
Kto. 880 035 
BLZ 793 301 11 
BIC-/SWIFT-Code: FLESDEMM793 
IBAN 
DE03 7933 0111 0000 8800 35 

HypoVereinsbank 
Kto. 4 536 657 
BLZ 763 200 72 
BIC-/SWIFT-Code: HYVEDEMM417 
IBAN 
DE84 7632 0072 0004 5366 57 

Postbank Nürnberg 
Kto. 47 78 855 
BLZ 760 100 85 
BIC-/SWIFT-Code: PBNKDEFF760 
IBAN 
DE92 7601 0085 0004 7788 55 

Hinweise zur elektronischen Kommunikation unter www.erlangen.de/kommunikation 
I:\R04\VZ-Referat\Bildung\IV an GymBeauftr. Leisgang wg GymKlassen für Minderjährige Flüchtlinge.docx 

      

Stadt Erlangen
 

I.  
 

 
Stadt Erlangen 91051 Erlangen 
 
 

Referat für Bildung, Kultur und Jugend 
 
 

An den  
Ministerialbeauftragten 
für die Gymnasien in Mittelfranken 
Herrn LTd. OStDir. Joachim Leisgang 
Löbleinstraße 10 
90409 Nürnberg 
 
 

Gebäude: Gebbertstraße 1 
Zimmer: 118 (119) 
Kontakt:  Dr. Dieter Rossmeissl 
Telefon: 0 91 31 / 86-1020 
Telefax: 0 91 31 / 86-1022 
E-Mail: dieter.rossmeissl 

@stadt.erlangen.de 
Nutzen Sie unsere Angebote im Internet: 
http://www.erlangen.de,  
www.facebook.com/Kulturreferat Stadt Erlangen 

 
Unser Zeichen / Schreiben: Ihr Schreiben / Zeichen: Datum: 
IV/RD002  17. November 2015 
 

 

 
Sehr geehrter Herr Leisgang, 
 
mit der Zunahme von Flüchtlingen, die von und in den einzelnen Kommunen betreut werden, er-
geben sich auch erhebliche Anforderungen für deren Integration im Bildungssystem. Die Kenntnis 
der deutschen Sprache spielt dabei eine entscheidende Rolle.  
 
Die Einrichtung des Pilotprojektes inGym in Nürnberg und München verdeutlicht die Einsicht, dass 
die bloße Beschulung in Übergangsklassen oder die Beschulung im Gastschulstatus  für eine ge-
lingende Integration nicht ausreichend sind. Inzwischen sind die in Nürnberg eingerichteten Klas-
sen ausgebucht und die Erhebung der in Erlangen verorteten Clearingsstelle zeigt deutlich, dass 
ein dringender Bedarf an der Einrichtung einer weiteren Klasse dieser Art in Erlangen besteht. 
Allein bei den unbegleiteten Minderjährigen sind mindestens 10 – 12 Schülerinnen und Schüler 
und aus dem Bereich der begleiteten Minderjährigen weitere etwa 10 Schüler aufgrund ihrer Vor-
bildung für eine solche Klasse geeignet. Deren Einrichtung ist also sicherlich durch eine ausrei-
chende Schülerpopulation gesichert. Es macht keinen Sinn, Schüler an Mittelschulen und Berufs-
schulen zu verweisen, bei denen die begründete Annahme einer gymnasialen Eignung besteht. 
 
Abweichend von dem in Gym-Pilotprojekt in Nürnberg halte ich es jedoch für dringend erforder-
lich, das Angebot in Erlangen auch auf die 10. Jahrgangsstufe auszuweiten. Bei ausreichenden 
Deutschkenntnissen, die ggfs. auch in einem vorgelagerten Vorkurs z. B. an der VHS erworben 
werden könnten, sollte der Weg zum Abitur nicht durch ein zu hohes Lebensalter versperrt wer-
den.  
 

Ö  3
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Seite 2 von 2 

Ich bitte deshalb dringend darum, für Erlangen eine Klasse entsprechend des Gym-Pilotprojektes 
in Nürnberg für Schülerinnen und Schüler der 6. Bis 10. Jahrgangsstufen einzurichten.  
 
Ich freue mich über eine rasche und positive Entscheidung und verbleibe 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Dieter Rossmeissl 
Berufsmäßiger Stadtrat 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/40 Schulverwaltungsamt 40/065/2016 
 
Berichte zur Beschulungssituation von Flüchtlingen an der Staatlichen 
Berufsschule und in den Übergangsklassen zum 2. Halbjahr  2015/2016 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Staatliche Berufsschule, Staatliches Schulamt 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht dient der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
 

II. Sachbericht 
Die mündlichen Berichte des Leiters der Staatlichen Berufsschule Erlangen, Herrn Topinka zu den 
bestehenden und neu eingerichteten BIJ-V-Klassen sowie der Schulrätin Frau Ottilie Werner vom 
Staatlichen Schulamt zu den eingerichteten Übergangsklassen an Erlanger Schulen dienen den 
Mitgliedern des Bildungsausschusses und des Jugendhilfeausschusses zur Kenntnis.  
 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/42 Stadtbibliothek 42/022/2016 
 
Vortrag: Fraktionsantrag der SPD Nr. 172/2015: Das Ganztagesprogramm der 
Stadtbibliothek Erlangen und die Einbindung der Living Library 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Die Mitglieder des Bildungsausschusses nehmen die Ausführungen der Stadtbibliothek zum Ganz-
tagesprogramm und der Einbindung der Living Library zur Kenntnis.  
Der Fraktionsantrag der SPD Nr. 172/2015 ist damit abschließend bearbeitet.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Die Stadtbibliothek Erlangen führt seit 2011 ein Ganztagesprogramm für Grundschulen durch 
und entwickelt dies ständig weiter. Die Bibliothek denkt über eine Erweiterung des Programms 
für Ü-Klassen oder Mittelschulen nach und prüft die Einbeziehung einer Living Library. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
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Anlagen:  Fraktionsantrag der SPD Nr. 172/2015 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 

 Seite 2 von 2 
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Datum 
20.10.2015 

Seite 
1 von 1 

Durchwahl 
0176-21326541 

AnsprechpartnerIn 
Barbara Pfister 

Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
Geschäftsstelle im Rathaus,  
1. Stock, Zimmer 105 und 105a 
Telefon 09131  862225 
Telefax 09131  862181 
spd.fraktion@stadt.erlangen.de 
www.spd-fraktion-erlangen.de 
 

Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathaus 
91052 Erlangen 
 
 
 
Antrag zum Arbeitsprogramm der  Stadtbibliothek 
„Living Library“ auf Schulen ausdehnen 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
Im Rahmen verschiedener Veranstaltungen führte die Stadtbibliothek mit 
der „Living Library“ ein Projekt durch, das darauf abzielte, Vorurteile 
abzubauen, Klischees zu hinterfragen und Menschen mit ungewöhnlichen 
Hintergründen und Geschichten näher kennenzulernen.  
Der direkte Dialog fördert das Verständnis und die Toleranz in unserer 
Gesellschaft in sehr ungezwungener und direkter Weise. 
 
Wir beantragen daher:  
Die Verwaltung prüft, wie dieses Projekt t regelmäßig im Programm der 
Stadtbibliothek verankert werden kann. Vor allem eine Ausweitung auf 
Schulen, die im Rahmen der „Living Library“ Gesprächspartner buchen 
möchten, ist hierbei anzustreben.  
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Barbara Pfister 
Fraktionsvorsitzende  

f.d.R. Patrick Rösch 
Geschäftsführer der SPD-Fraktion 

Fraktionsantrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 20.10.2015 
Antragsnr.: 172/2015 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: IV/42 
mit Referat: 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/40 Schulverwaltungsamt 40/064/2016 
 
Änderungsantrag zum Haushalt 2016; FOS/BOS- Erlangen - Anmietung Container 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Stadtrat 21.01.2016 Ö Beschluss verwiesen 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
20, GME 
 
 
 

I. Antrag 
1. Die Ausführungen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 
2. Der Antrag Nr. 005/2016 ist damit bearbeitet. 

 
 
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Der Schulraumbedarf der FOS soll in Ausweichräumen, ggf. alternativ durch Aufstellung von 
Containern gedeckt werden.  
 
Die Schule hat tatsächlich aktuell im Schulhaus einen ungedeckten Klassenraumbedarf, wel-
cher möglicherweise weiter ansteigen wird. 
Langfristig wird dieses Problem durch die Neuordnung und Bebauung des Campus Berufliche 
Bildung gelöst werden.  
Für die Zwischenzeit gilt es daher, angemessene Lösungen zu finden, die einerseits den Be-
dürfnissen der Schule Rechnung tragen sollten und andererseits wirtschaftlich vertretbar sein 
müssen. 
Aus diesem Grunde wurden adäquate Ersatzräumlichkeiten für die Schule gesucht und 2 Klas-
sen nach Abstimmung mit der Schulleitung in reguläre Unterrichtsräume der Ernst-Penzoldt-
Mittelschule ausgelagert. Der Schulraumbedarf ist demnach gedeckt. 
 
Dieser Auslagerung der Klassen wird seit Ende letzten Jahres durch die Schulleitung und den 
Elternbeirat widersprochen und dargelegt, warum der Zustand für unzumutbar gehalten wird.  
Vgl. Anschreiben des Elternbeirates vom 08.11.2015 und Pressebericht der EN vom 
09.12.2015. Die Gründe sind damit hinreichend bekannt. 
 
Alternativ wurden von Schulleitung und Elternbeirat der Umbau von Verwaltungsräumen im 
Museumswinkel (Entfernung zur FOS ca. 700 m! ) bzw. in der Schillerstrasse 52 bzw. 54 ge-
fordert. Der Umbau des Museumswinkels wurde mit Hinweis auf die Wirtschaftlichkeit abge-
lehnt, da damit unvertretbar hohe Kosten verbunden wären. Die genannten Räumlichkeiten in 
der Schillerstrasse 52 sind Bedarfsflächen für die Unterbringung von unbegleiteten minderjäh-
rigen Flüchtlingen und stehen demnach nicht zur Verfügung. 
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Die Stadt Erlangen soll lt. Antrag der Erlanger Linken vorübergehend Container anmieten und 
das dem Elternbeirat vorliegende Angebot berücksichtigen. 
 
Die Situation auf dem Containermarkt wird seitens des GME folgendermaßen eingeschätzt:  
Der Containermarkt ist aufgrund der z.Z. herrschenden Flüchtlingssituation sehr angespannt. 
Dies zeigt sich u.a. an deutlich längeren Lieferzeiten und sehr hohen Preisen. Der Container-
markt ist sehr undurchsichtig und unzuverlässiger geworden. So befinden sich nun auch viele 
außereuropäische Anbieter und Produkte auf dem Markt, die technische Angaben nicht, oder 
nur lückenhaft vorlegen können und v.a. deutsche Brandschutzanforderungen nicht erfüllen. 
Eine isolierte Angebotseinholung ohne technische Vorgaben für einen Klassenraum kann hier 
schnell zu Fehlinterpretationen führen. 
 
Hinsichtlich einer Containerstellung ist zu bedenken, dass das gesamte Berufsschulgelände 
gerade einer Masterplanung unterzogen wird. Bis zum Abschluss dieser Planung ist es nicht 
möglich, jetzt schon einen geeigneten Stellplatz zu finden ohne deutliche Einschränkungen bei 
der Neuordnung des Geländes hinzunehmen.  

 
Die Bereitstellung von Finanzmitteln i.H.v. 50.000 € ist damit zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht. 
 
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Zwischenzeitlich wurden der Schulleitung alternative Unterbringungsmöglichkeiten in Räum-
lichkeiten des Instituts für Fremdsprachen und Auslandskunde in der Schillerstrasse 2 angebo-
ten. Aktuell könnten 2 kleinere Räume angemietet werden. Zum Schuljahr 2016/2017 wurde 
ein weiterer Raum in Aussicht gestellt. 
  
Die Schulleitung äußerte auf dieses Angebot, dass sie „ keinesfalls der Idee der „Atomisierung“ 
der FOS/BOS zustimmen wird. Auch von der Hindenburgstraße 42 benötigen die Schüler ca. 
11 Minuten Fußweg zur Schule – das ist bei der unverzichtbaren Taktung einer Schule für Leh-
rer und Schüler nicht (längere Zeit) machbar…...Wenn die Unterrichtsräume dort anstatt der 
Räume an der EPS genutzt werden können, ist es vielleicht eine Verbesserung, wenn diese 
Räume zusätzlich zur EPS genutzt werden müssen, ist es eine Verschlechterung.“ 
 
Ein Besichtigungstermin wird mit der Schulleitung noch zeitnah vereinbart. Sofern die angebo-
tenen Räume der Schulleitung zusagen, kann eine Anmietung voraussichtlich auch kurzfristig 
erfolgen. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
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Anlagen: Fraktionsantrag Nr. 005/2016 
  Anschreiben des Elternbeirates vom 11.01.2016 
 
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Stadtrat am 21.01.2016 
 
Protokollvermerk: 
Die Vorlage wird auf Vorschlag von Frau StRin Radue an den Bildungsausschuss verwiesen 
(einstimmig/mit 49 gegen 0 Stimmen).  
 
 
gez. Dr. Janik gez. Dr. Rossmeissl 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Stadtratsgruppe für soziale Politik 
 
 
 

erlanger linke - Rathausplatz 1- 91052 Erlangen 
 
Herrn Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 20. Jan. 2016 
 
 
Änderungs-ANTRAG zum Haushaltsplan 2016 
FOS/BOS-Erlangen - Anmietung Container  
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Janik, 
 

zum Haushaltsplan 2016 stellen wir den folgenden Änderungs-Antrag: 
Sollten die aktuellen Bemühungen des Schulverwaltungsamts zur Beschaffung geeigneter 
Schulräume in der Nähe des derzeitigen Standortes des Fach- und Berufsoberschule Erlan-
gen als Ausweichmöglichkeit zu finden, nicht erfolgreich sein, werden vorübergehend ent-
sprechende Container angemietet und in unmittelbarer Nähe z. B. Pausenhof aufgestellt bis 
eine andere geeignete Lösung durch Anmietung von Räumen in der Nähe der FOS/BOS ge-
funden ist.  
Die Kosten möge die Verwaltung ermitteln. Dazu soll das Angebot zur Anmietung von Con-
tainern, das dem Elternbeirat der FOS/BOS Erlangen vorliegt, berücksichtigt werden. 
Sofern eine kurzfristige Kostenermittlung für die Verwaltung nicht möglich ist, werden dafür 
vorsorglich im Haushaltsplan 50.000 € eingestellt. 
 
Begründung: 

Wir verweisen auf den Brief der Elternbeiratsvorsitzenden Fr. Anne Angermüller vom 11.01.2016 
sowie auf den Artikel „Raumnot an der Erlanger Fachoberschule“ im Lokalteil der Erlanger Nachrich-
ten  am 20.01.2016. 

Durch das Pendeln zur Ernst-Penzoldt-Schule kommt für die Lehrkräfte eine zusätzliche Belastung 
und ein vermehrter Zeitaufwand hinzu. Dies führt zu einer sowohl für die Schüler als auch die Lehr-
kräfte belastenden Situtation. Die Pendelsituation führt teilweise zu verspätetem Unterrichtsbeginn. 

Im Ergebnis ist es sinnvoll, zusätzliche Schulräume in unmittelbarer Nähe des Schulstandortes zu 
finden. Damit wird man auch der schultypischen Vernetzungssituation gerecht. Eine Schule sollte i. 
d. R. Nur einen Standorte haben und auf verschiedene Standorte aufgeteilt werden.  

Auch wenn eine Container-Lösung keine optimale Lösung darstellt, ist dies besser als eine Auslage-
rung von einzelnen Klassen an andere weniger zentrumsnahe Standorte. 

Die Stadt Erlangen wird damit ihrer Aufgabe als Sachaufwandsträger gerecht. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Johannes Pöhlmann Anton Salzbrunn 
(Stadtrat)  (Stadtrat) 

Fraktionsantrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 20.01.2016 
Antragsnr.: 005/2016 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: II/20 
mit Referat: IV/40 
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Der richtige Geburtstag war
eigentlich schon 2015, gefeiert
aber wird 2016: Das Universi-
tätsklinikum begeht sein
200.Jubiläum, die Festschrift
ist eben erschienen.

ERLANGEN — 618 Seiten ist
der Band dick — kein Wunder,
immerhin umfasst er 200 Jahre
Erlanger Uniklinikumsge-
schichte. Jetzt liegt das umfas-
sendeWerk in gedruckter Form
vor — pünktlich zum Beginn
der Jubiläums-Feierlichkeiten
inwenigenWochen (wir berich-
teten).
Professor Karl-Heinz Leven,

der Direktor des Instituts für
Geschichte und Medizin an der
Friedrich-Alexander-Universi-
tät (FAU) und zugleich Heraus-
geber und Autor, überreichte
das Buch „200 Jahre Universi-
tätsklinikum Erlangen 1815 —
2015“ (Böhlau Verlag) anKlini-
kumsvorstand und die Auto-
ren. Aufgabe war es, erklärte er
dabei, nicht „so eine einfache
Broschüre“ herauszugeben,
sondern einen handlichen
Band, der die ganze Geschichte

des Uni-Klinikums Erlangen
umfasst.
Dabei sei dasWerkweder tro-

ckene Geschichte noch Werbe-
lektüre, sondern entspreche
den wissenschaftlichen Stan-
dards wie sie zu einer histori-
schen Arbeit gehören, betonte
Andreas Plöger, ebenfalls Her-
ausgeber und Autor.
ProfessorHeinrich Iro, Ärztli-

cher Direktor des Uni-Klini-
kums, der den Jubiläumsband
als Erster entgegennehmen
durfte, sprach nicht allein vom
Wert, den der Sammelband für
die Medizinhistoriker hat, son-
dern vor allem auch für dasUni-
Klinikum selbst: „Wir sind
stolz, nicht nur das Buch zu
haben, sondern auch darauf,
eine 200-jährige Geschichte zu
überblicken. Das Werk hilft
auch allen Mitarbeitern ein
Gemeinschaftsgefühl zu entwi-
ckeln.“
Der Band ist das erste

Gesamtwerk über die Geschich-
te des Uni-Klinikums, die bis-
her nur inAusführungen zu ein-
zelnen seiner Einrichtungen
erfasst worden ist. sc

VON EVA KETTLER

Die Erlanger Fachoberschule (FOS) lei-
det an Raumnot. Zwei Klassen pen-
deln derzeit von der Bildungseinrich-
tung an der Drausnickstraße nach
Spardorf an die Ernst-Penzoldt-Mittel-
schule, drei Klassen sind an die
Berufsschule ausgelagert. Selbst der
Mannschaftsraum der benachbarten
Hiersemannhalle wird derzeit als Klas-
senzimmer genutzt (die EN berichte-
ten). Der Elternbeirat hält den Zustand
für untragbar. Und weist darauf hin,
dass sich die Situation im kommen-
den Schuljahr verschärfen wird.

ERLANGEN – Bereits im vergange-
nen Herbst hatten Eltern und Schüler
sich Gedanken über den Zustand der
FOS gemacht. Und vermeintlich eine
Lösung gefunden. Ihr Vorschlag:
Schulcontainer könnten vorüberge-
hend die Raumnot an der FOS lin-
dern. Solange, bis die Stadt mit den
bereits beschlossenen Sanierungsar-
beiten, Neu- und Erweiterungsbauten
den „Campus Berufliche Bildung“ an
der Drausnickstraße entwickelt.
Von Seiten der Stadt wurde die Con-

tainer-Lösung jedoch abgeschmettert.
Container könnten nicht aufgestellt
werden, weil es sie nicht gebe, wurde
den Eltern erst noch im Dezember
beschieden. Jetzt melden diese sich
wieder zu Wort. Man habe bei zwei
Firmen angefragt, und beide hätten
Container vorrätig. In einem Fall hol-
te der Elternbeirat ein Angebot ein
und legte es nun der Stadt vor.
„Die vorschnelle Aussage, dass es

keine Container gibt, ist sicher nicht
haltbar“, sagt Schulleiter Klaus-Die-
ter Arndt. Das Ergebnis der Eltern-
recherche sei dem Schulverwaltungs-
amt zugegangen. Es soll jetzt geprüft
werden, habe es geheißen. Dabei wer-
de es sicher auch um die Kosten
gehen, so Arndt.
Die momentan schon angespannte

Raumsituation wird sich im kommen-
den Schuljahr verschärfen, befürchtet
der Schulleiter. Vor einigen Tagen
bekam er eine Mitteilung des Kultus-
ministeriums, dass an den Fachober-
schulen der zur Zulassung für die
Klassenstufe 13 nötige Notenschnitt
von 2,8 auf 3,0 abgesenkt wird. Des-
halb sei davon auszugehen, dass mehr

Schüler als bisher die Übertrittsnote
erreichen und mit der 13. Klasse das
Abitur anstreben. „Dann ist es gut
möglich, dass im nächsten Schuljahr
sieben oder acht Klassen ausgelagert
werden müssen“, so Arndt. Derzeit
sind fünf Klassen der FOS ausge-
lagert, drei an die benachbarte Berufs-
schule, zwei an die Ernst-Penzoldt-
Mittelschule in Spardorf.
Die Schulleitung selbst regte inzwi-

schen an, zudem zu prüfen, ob nicht
der leer stehende Mitteltrakt des
Gebäudes an der Schillerstraße, in
dem die „Tafel“, eine Flüchtlingsun-
terkunft und ein Kinderhort unterge-
bracht sind, ausgebaut und übergangs-
weise von der FOS genutzt werden
könne. Mit vier bis fünf Zimmern sei
hier zu rechnen. Das Schulverwal-

tungsamt habe inzwischen außerdem
eine weitere Bildungseinrichtung an
der Hindenburgstraße ins Gespräch
gebracht, in die Klassen ausgelagert
werden könnten.

Effekte für den Haushalt 2016?
„Es ist gut, dass Bewegung drin

ist“, konstatiert Arndt das von allen
Seiten betriebene Suchen nach einer
Lösung. Dochwährend sich die Eltern-
beiratsvorsitzende Anne Angermüller
Effekte noch für den Haushalt 2016
erhofft, schlägt Arndt im Hinblick auf
die klamme Haushaltslage der Stadt
eine langsamere Gangart ein. Er hofft,
dass die FOS im Haushalt 2017
berücksichtigt wird und dieMittel vor-
gezogen werden. In der Sache selbst
ist aber auch er völlig entschieden.

„Hier ist eine FOS, die ein Raumpro-
blem hat“, sagt er. „Das kann man
nicht dadurch lösen, dass man sie ato-
misiert.“ Und wird dann ganz deut-
lich: „Man kann einen Tanzkurs aus-
lagern, aber nicht Schulklassen.“
Klassen seien nun mal vernetzt mit
der Schule.
In der Vergangenheit habe die Stadt

Erlangen als Sachaufwandsträger das
berufliche Schulzentrum „nicht unbe-
dingt bevorzugt“, sagt Arndt. In den
Nachbarstädten sehe dies anders aus.
Dann, so meint er, gehe es am Ende
darum, welchen Stellenwert man den
beruflichen Schulen zumesse. „Für
uns ist entscheidend, dass der Stadt-
rat sagt, dass die FOS in der Priorität
weit vorn liegt“, betont der Schullei-
ter.

Es ist geschafft: Der Herausgeber des Werkes, Professor Karl-Heinz Leven, überreichte den
Band an Klinikumschef Professor Heinrich Iro (re). Foto: Harald Sippel

Reicht für die Schülerzahlen nicht mehr aus: Das Gebäude der Erlanger Fachoberschule im Berufsschulzentrum an der
Drausnickstraße. Foto: Harald Sippel

ERLANGEN — Die Gemeinsame
Gesundheitskonferenz für die Stadt
Erlangen und den Landkreis Erlan-
gen-Höchstadt am Freitag, 22. Janu-
ar, zu der Vertreter verschiedenster
lokaler gesundheitsrelevanter Einrich-
tungen und Initiativen geladen sind,
steht ganz im Zeichen des Modellpro-
jekts „Gesundheitsregion plus “.

„Wir haben uns um dieses Modell-
projekt beworben, weil wir darin die
Chance sehen, ein gemeinsames auf
die Bedürfnisse der Menschen abge-
stimmtes Konzept für gesundheitliche

Chancengleichheit zu erarbeiten“,
erläutert Bürgermeisterin Susanne
Lender-Cassens die Zielsetzung. In
der ersten Sitzungwerden beispielhaf-
te Ergebnisse einer Befragung von im
Gesundheitsbereich tätigen Schlüssel-
personen vorgestellt. Daraus ablei-
tend sollen imAnschluss die wichtigs-
tenHandlungsfelder identifiziert wer-
den und entsprechende Arbeitsgrup-
pen gebildet werden.
Gemeinsam mit allen Akteuren sol-

len dann im Projektverlauf Gesund-
heitsziele erarbeitet, Strukturen
gestärkt und zielgruppengerechte

Maßnahmen initiiert werden. Im Rah-
men der Sitzung erfolgt auch die offi-
zielle Aufnahme der Gesundheitsregi-
on plus in den bundesweiten Kommu-
nalen Partnerprozess „Gesundheit für
alle“ mit der Überreichung einer
Urkunde.
In diesem Forum tauschen sich

Kommunen und weitere Akteure dar-
über aus, wie die Gesundheitschancen
von sozial benachteiligten Menschen
nachhaltig verbessert werden und
lebensphasen-übergreifende Gesund-
heitsstrategien entwickelt werden
können. en

Sprechstunde zur Rente
ERLANGEN — Für interessierte

Versicherte in der gesetzlichen Renten-
versicherung findet am Mittwoch,
20.Januar, von 17 bis 18 Uhr eine indi-
viduelle Sprechstunde zur gesetzli-
chen Rente im Kulturpunkt Bruck,
Fröbelstraße 6, statt. Die Beratung ist
kostenfrei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Von Vorteil ist die Nen-
nung der Versicherungsnummer und
schon vorliegende Unterlagen dürfen
gerne mitgebracht werden.

Info-Abend für Eltern
ERLANGEN — Das Sonderpädago-

gisches Förderzentrum Erlangen lädt
am Mittwoch, 20. Januar, zu einem
Informationsabend für Eltern zur Ein-
schulung, deren Kinder mit gewissen
Risiken in der Regelschule rechnen

müssen. Dabei wird über Alternativen
am Sonderpädagogischen Förderzen-
trum informiert. Die Veranstaltung
beginnt um 19Uhr und findet im Film-
raum der Michael-Poeschke-Grund-
schule statt.

Einheit der Christen
ERLANGEN — Die Johannes-vom-

Kreuz-Akademie Erlangen lädt in der
Weltgebetswoche für die Einheit der
Christen zu einer Podiumsdiskussion
ein: „Katholisch — Evang.-Lutherisch
— Evang.-Reformiert Gegeneinander,
beieinander, miteinander?“ Die Disku-
tanten sind kath. Dekan Josef Doben-
eck, (Uttenreuth), evang.-Luth.
Dekan Peter Huschke, Evang.-Ref.
Pastor Johannes Mann, (Erlangen).
Moderator ist P. Dr. Euchar Schuler
OCarm. Die Diskussion findet am
Samstag, 23. Januar, von 14 bis 17
Uhr in der Begegnungsstätte Heilig
Kreuz, Fröbelstraße 6, statt.

Theater für Italien-Fans
ERLANGEN—Alle Freunde der ita-

lienischen Sprache und Kultur lädt
die Volkshochschule am Donnerstag,
21. Januar, um 19 Uhr zu einem zwei-
sprachigen Theaterabend ein. Auf der
Bühne des VHS Club International,
Friedrichstraße 17, präsentiert der
Künstler Jürgen Will Texte von Dario
Fo und erweckt die Stücke der Com-
media dell’ Arte in italienischer Spra-
che auf amüsante Art zu neuem
Leben. Jeder Geschichte geht eine kur-
ze deutsche Einführung voraus.
Begleitet wird Will von dem Musiker
Donato Miroballi auf der Gitarre.

Deutsch-russischer Dialog
ERLANGEN — Aktuelle „Anmer-

kungen zum deutsch-russischen Dia-
log“ stehen auf dem Vortragspro-
grammder Volkshochschule. AmMitt-
woch, 20. Januar, um 19 Uhr spricht
dazu der emeritierte Leiter des Insti-
tuts für Slavistik an der Universität,
Prof. Klaus Steinke, in der Aula des
Egloffstein’schen Palais, Friedrich-
straße 17. Die Veranstaltung findet im
Rahmen der Deutsch-Russischen
Wochen statt, die der VHS-Sprachen-
bereich organisiert. Der Eintritt ist
frei.

Verkürzte Öffnungszeiten
ERLANGEN—Das neue Kundenbü-

ro ESTW Stadtbus in der Goethestra-
ße 21a öffnet am heutigen Mittwoch,
20. Januar, erst um 11.30 Uhr. Fahr-
kartenautomaten befinden sich be-
kanntlich auch an Hugenotten- und
Bahnhofplatz. en

ERLANGEN — Die Anziehungs-
kraft salafistischer und jihadistischer
Strömungen ist Thema einer Veran-
staltung am Donnerstag, 28. Januar,
um 19.30 Uhr im Pacelli Haus, Sie-
boldstraße 3.

Claudia Dantschke von Hayat-
Deutschland spricht über junge Sala-
fisten. Laut Sicherheitsbehörden ist
die Anhängerschaft des politischen
Salafismus inzwischen auf 7300 Perso-
nen angewachsen, mehr als 1000
davon gelten als gewaltbereit. en

Raumnot an der Erlanger Fachoberschule
Zwei Klassen pendeln zwischen zwei Bildungseinrichtungen— Elternbeirat hält den Zustand für untragbar

200 Jahre Universitätsklinikum auf mehr als 600 Seiten
Umfassender Band präsentiert erstmals die gesamte Geschichte des Krankenhauses—Geburtstag wird 2016 gefeiert

Gesundheit muss für alle gelten
Stadt und Landkreis laden am Freitag zu einer gemeinsamen Konferenz

Gefahr durch
junge Salafisten
Kath. Erwachsenbildung lädt ein
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/40-2 Schulverwaltungsamt 40/067/2016 
 
Ausstattung von Übergangsklassen bzw. BIJ/BIJV-Klassen - Bedarfsnachweis 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Schulleitungen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Bildungsausschuss stellt den aufgezeigten Bedarf für dringend erforderliche Anschaffungen 
zur Beschulung von Asylbewerberkindern bzw. Jugendlichen im Rahmen der Bildung von Über-
gangsklassen bzw. BIJ/BIJV-Klassen fest. 
Die notwendigen Finanzmittel für das Haushaltsjahr 2017 sowie für die mittelfristige Finanzplanung 
sind bei Referat II zum Haushalt anzumelden.  
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Ein großer Anteil der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe der Integration von Zuwanderern wird 
durch Bildungseinrichtungen bewältigt.  
 
An etlichen Grund- und Mittelschulen wurden schließlich Übergangsklassen gebildet, die Ten-
denz ist steigend. Auch an der Berufsschule sollen bis zum Beginn des Schuljahres 2016/2017 
insgesamt 10 BIJ/BIJV-Klassen eingerichtet sein. Neben pädagogischen und organisatori-
schen Fragestellungen muss der Grundbedarf an Ausstattung zur Sicherstellung eines adä-
quaten und gehaltvollen Unterrichts gedeckt werden. Ohne entsprechende Präsentationsme-
dien, Möblierung und Unterrichtsmaterialen kann eine gleichbleibend hohe Qualität des Unter-
richts nicht gewährleistet werden. 
  
Die Stadt Erlangen als Sachaufwandsträgerin trägt dafür Sorge, dass nötigenfalls kurzfristig 
Schulräume entsprechend ausgestattet werden. 
 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Durch die Einrichtung von Übergangsklassen müssen kurzfristig neue Räume in unterschiedli-
chen Schulen erschlossen werden. In der Vergangenheit konnte meist auf eingelagertes oder 
bereits vorhandenes Mobiliar zurückgegriffen werden. Da die Anzahl der nach Erlangen kom-
menden Asylbewerber anhaltend hoch und auf absehbare Zeit nicht sinken wird, muss davon 
ausgegangen werden, dass auch im kommenden Haushaltsjahr etliche Klassen neu zu bilden 
sind. 
 
Immer seltener kann auf vorrätiges Mobiliar zurückgegriffen werden, in einigen Fällen sind be-
reits jetzt komplette Erstausstattungen von Klassenräumen erforderlich. Diese bislang nicht 
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eingeplanten Möblierungskosten übersteigen gerade im Grund- und Mittelschulbereich die ein-
zelnen investiven Schulbudgets. Ein Verzicht auf anderweitige dringende Anschaffungen zu-
gunsten dieser neuen Aufgabe kann den Schulen ferner nicht zugemutet werden, da dies Kon-
flikte provozieren und die Akzeptanz deutlich schmälern würde. Die Kosten für eine komplette 
Erstmöblierung belaufen sich durchschnittlich auf ca. 5.000 Euro pro Klassenraum.  
 
Neben dem erforderlichen Mobiliar steigen auch die Kosten der Verwaltungsbudgets der Schu-
len (sog. Schulsubbudgets), welche ohnehin knapp bemessen sind. Über die Schulsubbudgets 
werden beispielsweise Kopien, Bücher/Fachliteratur und sonstiges pädagogisches Material be-
schafft. In der Vergangenheit konnte das Schulverwaltungsamt für jede Übergangsklasse eine 
Zulage in Höhe von 500,00 Euro gewähren. Durch die gestiegene Anzahl der Klassen kann 
diese Zulage künftig nicht mehr aus dem Sachmittelbudget von Amt 40 kompensiert werden. 
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Das Schulverwaltungsamt übernimmt in seiner Funktion als Sachaufwandsträger die weitere 
Planung und Umsetzung der einzelnen Maßnahmen in enger Abstimmung mit den betroffenen 
Schulleitungen und gewährt weiterhin die o. g. Zulage zum Schulsubbudget. 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: 30.000 € bei IPNr.: 211.351 
Sachkosten: 10.000 € bei Sachkonto: 527121 
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/SB003 Bildungsbüro IV/BB/005/2016 
 
Teilnahme am Förderprogramm „Kommunale Koordinierung der Bildungsangebote 
für Neuzugewanderte„ 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 17.02.2016 Ö Gutachten  

Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Gutachten  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
Stadtrat 25.02.2016 Ö Beschluss  
Kultur- und Freizeitausschuss 16.03.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 11, Amt 20,  
 
 

I. Antrag 
 
1. Der Bildungsausschuss befürwortet die Bewerbung der Stadt Erlangen für das Bundespro-

gramm „Kommunale Koordinierung der Bildung für Neuzugewanderte“ und empfiehlt die An-
tragsstellung zum 01.03.2016. 

2. Der Haupt-, Finanz- und Personalausschuss befürwortet die Antragsstellung für das Förder-
programm „Kommunale Koordinierung der Bildung für Neuzugewanderte“ zum Antragszeit-
punkt 01.03.2016 sowie die Schaffung der stellenplanrechtlichen Voraussetzungen durch Um-
wandlung einer Planstelle aus dem Referatsbereich IV (bisher Clearingstelle). 

3. Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, einen Förderantrag für das Bundesprogramm „Kom-
munale Koordinierung der Bildungsangebote für Neuzugewanderte“ zum Antragszeitpunkt 
01.03.2016 zu stellen. 

4. Die stellenplanrechtlichen Voraussetzungen werden durch Umwandlung einer Planstelle aus 
dem Referatsbereich IV (bisher Clearingstelle) geschaffen.  

5. Die notwendigen Finanzmittel, die in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen sind, sind beim 
Finanzreferat für die Jahre 2017 und 2018 zum Haushalt anzumelden. 
 

 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat am 22. Januar 2016 die Förder-
richtlinie „Kommunale Koordinierung der Bildungsangebote für Neuzugewanderte“ veröffentlicht. 
Diese kommunale Koordinierung soll als zentraler Ansprechpartner die relevanten Bildungsakteure 
auf kommunaler Ebene koordinieren, um Bildungsangebote für Neuzugewanderte zu optimieren. 
Ziele der Förderung sind: 
 

– die Bündelung der lokalen Kräfte und das gemeinschaftliche Zusammenwirken aller Bildungs-
akteure durch systematische Einbindung der Vielzahl der vor Ort aktiven zivilgesellschaftli-
chen Akteure – wie beispielsweise Stiftungen, ehrenamtlich organisierte Initiativen, Vereine, 
Verbände – sowie der Sozialpartner, Bildungsträger, der Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten, der Kammern und Unternehmens-Initiativen; 
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– die Optimierung der kommunalen Koordinierung und der ressortübergreifenden Abstimmung 
der für diese Querschnittsaufgabe zuständigen Ämter und Einrichtungen innerhalb der Kom-
munalverwaltung. 
 
 
 

 
Dadurch sollen  

• Zugänge zum Bildungssystem verbessert werden,  
• Bildungsangebote aufeinander abgestimmt und datenbasiert gesteuert werden,  
• ein verbessertes Management im gesamten Themenfeld Integration durch Bildung geför-

dert werden. 
 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Zentrale Aufgaben einer Bildungskoordinatorin/eines Bildungskoordinators sind: 
(1) Aufbau kommunaler Koordinierungsstrukturen und -gremien bei Nutzung und Er-weiterung 

gegebenenfalls bestehender Strukturen 
(2) Identifizierung und Einbindung der relevanten Bildungsakteure innerhalb und außerhalb der 

Kommunalverwaltung 
(3) Herstellung von Transparenz über vor Ort tätige Bildungsakteure sowie vorhandene  

Bildungsangebote und Koordination derselben 
(4) Datenbasierte Entwicklung von Konzepten und Angeboten 
(5) Beratung von Entscheidungsinstanzen der Kommune 
 
Die Bildungskoordinatorin/der Bildungskoordinator schafft die Basis für ein ganzheitliches Wis-
sens- und Projektmanagement im Rahmen ihrer/seiner Tätigkeit. Sie/Er stellt die relevanten 
Steuerungsinformationen für die politischen Entscheidungsträger zur Verfügung und nimmt 
somit eine wichtige Schnittstellenfunktion zwischen Bildungsakteuren und kommunalen Ent-
scheidern ein. 
 
Voraussetzung für ein effizientes, effektives und zielorientiertes Arbeiten ist eine strategische 
Anbindung an die Führungsspitze, um eine breite Akzeptanz sowohl innerhalb der Kommune 
als auch bei den externen Partnern zu erzielen. 
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Mit Beschluss des Stadtrates vom 22. Januar 2015 hat die Stadt Erlangen zum 1. Februar 
2015 bildungsrelevante Aufgaben im Bildungsbüro, das direkt dem Referat IV unterstellt ist, 
gebündelt.  
 
Nach erfolgreicher Antragstellung erhält das Bildungsbüro seit 1. September 2015 Fördermittel 
im Rahmen des ESF-Projektes „Bildung integriert“ mit dem Ziel, ein umfassendes Bildungsmo-
nitoring sowie eine systematische Bildungsberatung zu implementieren. Weitere Arbeits-
schwerpunkte bilden die Ganztagsbildung sowie das Strategische Übergangsmanagement 
Schule – Beruf. Eine Ansiedlung der Aufgabe „Bildungskoordination“ im Bildungsbüro ist sach-
lich schlüssig, erfüllt das Erfordernis der Angliederung an „zentraler Stelle“ innerhalb der Kom-
munalverwaltung und bildet eine neutrale Basis sowohl für steuerungsunterstützende Funktio-
nen als auch die Schnittstellenfunktion nach innen und nach außen.  
 
Im Rahmen der Förderrichtlinie „Kommunale Koordinierung der Bildungsangebote für Neuzu-
gewanderte“ beantragt das Bildungsbüro Erlangen zum Antragszeitpunkt 1.3.2016 beim BMBF 
die Finanzierung einer Personalstelle in Entgeltgruppe 13 TVöD für die Projektdauer von zwei 
Jahren. Bei erfolgreichem Projektantrag ist der Maßnahmenbeginn voraussichtlich im Früh-
sommer 2016 möglich. 
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4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
1.1. Stellenplan 
Die erforderliche Stammplanstelle für das Projekt wird durch Umwidmung einer der Planstellen 
aus dem Bereich der Clearingstelle (wird voraussichtlich zum 31.03.2016 aufgelöst) im Referat 
für Bildung, Kultur und Jugend geschaffen. Nach dem Beschluss des Stadtrats wird die Verwal-
tung eine entsprechende Organisationsverfügung erstellen. Nach Ende des Projekts 
wird Referat IV den Antrag auf Einzug der Planstelle zum Stellenplan stellen. 
 
 
1.2. Finanzmittel 

 Förderfähig für Kommunen in der Größenordnung von 100.000 Einwohnern sind die Kosten für 
eine Personalstelle sowie Reisekosten.  

Bemessungsgrundlage für die Förderung sind die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben des 
Vorhabens über eine Laufzeit von zwei Jahren. Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben be-
tragen für den Gesamtförderzeitraum von 2016 bis 2018 insgesamt 157.200,00 Euro.  
 
Die Zuwendung wird in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses als Vollfinanzierung 
gewährt. Die notwendigen Finanzmittel, die in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen 
sind, sind beim Finanzreferat für die Jahre 2017 und 2018 zum Haushalt anzumelden. 
 
 

 Kalkulation: 

 Jahr 1 Jahr 2 Summe 
Arbeitgeberbruttokosten 
(EG 13)  

75.100,00 € 75.100,00 € 150.200,00 € 

Dienstreisen 3.500,00 € 3.500,00 € 7.000,00 € 
    
Summe  78.600,00 € 78.600,00 € 157.200,00 € 

 
Dienstreisen werden bis zu einer Höhe von 3.500 Euro pro Jahr übernommen  

 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € 7.000,00 bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € 150.200,00 bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € 157.200,00 bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: Förderrichtlinie „Kommunale Koordinierung der Bildungsangebote für Neuzugewanderte“  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/43  43/027/2016 
 
Volkshochschule Erlangen als Kooperationspartner für die optimierte 
Lernförderung an Erlanger Schulen; 
hier: Übernahme von Bildungsangeboten in drei weiteren Schulen im lfd. Schuljahr 
bzw. ab dem Schuljahr 2016/17 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Gutachten  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 09.03.2016 Ö Gutachten  

Stadtrat 17.03.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Referate OBM/ZV, V, Ämter 112, 40, 50 
 
 

I. Antrag 
 
Die vhs Erlangen ist Kooperationspartner für die optimierte Lernförderung (oL) an drei Mittelschu-
len und vier Grundschulen. 
 
Auf Grund der Dringlichkeit soll durch die vhs Erlangen zu den bereits genehmigten Schulen, die 
optimierte Lernförderung (oL) auch an der 
 

- Grundschule Büchenbach ab Januar 2016 
- Hermann-Hedenus-Grundschule ab Februar 2016  
- Adalbert-Stifter-Schule ab dem Schuljahr 2016/17 

 
durchgeführt werden.   
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Für die Durchführung von weiteren 40 Bildungsangeboten im Rahmen der oL mit insgesamt 4.900 
Unterrichtsstunden (UE) im Bereich Deutsch als Zweitsprache für Kinder aus Zuwanderer- und 
Flüchtlingsfamilien wird die vhs Erlangen als erfahrener Kooperationspartner gewünscht. 

 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Die Grundschule Büchenbach, die Hermann-Hedenus-Grundschule und die Adalbert-Stifter-
Schule haben sich für die Kooperation mit der Volkshochschule Erlangen ausgesprochen und 
dies schriftlich festgehalten. 
 
Bedarf Lernförderung an der Grundschule Büchenbach und Hermann-Hedenus-Grund-
schule ab Januar bzw. Februar 2016 sowie an der Adalbert-Stifter-Schule ab dem Schul-
jahr 2016/17 
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Schul-
jahr 

Schule Bildungs-
angebote 

Schü-
ler/innen 

Dozenten/innen Unterrichtsstunden 

2015/16 
(Januar) 

Grundschule 
Büchenbach 

20 120 10 ca. 2.500 

2015/16 
(Feb-
ruar) 

Hermann-
Hedenus-

Grundschule 

10 40 5 ca. 1.200 

2016/17 Adalbert-Stifter-
Schule 

10 40 5 ca. 1.200 

 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Die Sachkosten in Höhe von 72.000,00 Euro* für die Durchführung der unter 1. genannten An-
gebote werden aus Mitteln des Sozialamtes für Bildungs- und Teileihabeleistungen finanziert 
und der Volkshochschule zur Verfügung gestellt. Bei den B+T-Leistungen handelt es sich ei-
gentlich um Bundesleistungen (Teil der vom Bund zu finanzierenden Regelsätze), die aber aus 
Gründen der Praktikabilität von den Kommunen gegen Kostenerstattung aus dem Bundes-
haushalt ausgeführt werden müssen. Der Freistaat Bayern verteilt die erhaltenen Bundeser-
stattungen jedoch nach einem anderweitigen Maßstab, so dass das Sozialamt der Stadt Erlan-
gen z. B. im Jahr 2015 nur ca. 36 % seiner geleisteten B+T-Ausgaben erstattet erhielt. Die da-
gegen gerichtete Petition der Stadt Erlangen befindet sich derzeit gerade in der parlamentari-
schen Behandlung im Bayerischen Landtag. 
 
 
*) in Abhängigkeit von der Zahl der gestellten Anträge 

 
Das Rechtsamt weist darauf hin, dass die optimierte Lernförderung keine Dauerleistung ist. Im 
Regelfall kann sich die individuelle Lernförderung erst im Schuljahresverlauf als erforderlich 
erweisen. Im Einzelfall kann es jedoch auch schon einen Förderbedarf zu Schulbeginn geben; 
dieser ist jedoch über Einzelfallprüfungen festzustellen. Bei Sprachschwierigkeiten kann die 
Lernförderung längerfristig anerkannt werden. Diese Vorgaben des Rechtsamtes werden bei 
der Umsetzung der Lernförderung von den Schulleitungen berücksichtigt.  
 
 
Auf die beigefügten Unterlagen wird verwiesen: 
 
- Vermerk III/30/KS003 vom 27.10.2015 (rechtliche Prüfung des Modellprojektes „Optimierte 

Lernförderung“) 
- Niederschrift Referat V/501 vom 21.12.2015 (Weiterführung des Modellprojektes „Optimier-

te Lernförderung“) 
- Anträge der Schulen auf Teilnahme oL (Adalbert-Stifter-Grundschule, Grundschule Bü-

chenbach und Hermann-Hedenus-Grundschule) 
 
 

Der Leistungsumfang für die Organisation der Deutschkurse im Rahmen der optimierten Lern-
förderung an den genannten neuen Schulen kann mit den derzeitig bei Amt 43 vorhandenen 
Stundenkontingenten (Fachbereich und Verwaltung) dauerhaft nicht bewältigt werden, daher 
müssen ab dem 01.09.2016 die notwendigen Personalressourcen geschaffen werden (Bean-
tragung zum Stellenplan 2017 und bzgl. der Eilbedürftigkeit Beschlussfassung im Vorgriff auf 
den Stellenplan 2017).  
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4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Die dafür notwendigen Personalressourcen sollen zum 01.09.2016 unbefristet bei der vhs Er-
langen geschaffen werden: 

 
- Für eine(n) pädagogische(n) Mitarbeiter/in (HPM)     7,0 h/wtl.  
- Für eine(n) Verwaltungsmitarbeiter/in (OPM)   3,0 h/wtl.  

 
Basierend auf den Personaldurchschnittskosten 2015 erfordert dies einen jährlichen Finanzie-
rungsbedarf in Höhe von 16.900,00 Euro, der sich wie folgt ergibt: 

 
- für die pädagogische Mitarbeit (HPM/7,0h/wtl./EG 13) 13.500,00 Euro* 
- für die Verwaltungsmitarbeit (OPM/3,0 h/wtl. EG 5)      3.400,00 Euro 

 
*10 % der unter 3. genannten Mittel des Sozialamtes werden zur Deckung der Personalkosten über die vhs 
an das gesamtstädtische Personalkostenbudget weitergegeben. 

 
 

 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden (Personalkosten)  
 
 
Anlagen: 
Anlage_1_Vermerk_III-30_KS003 
Anlage_2_Niederschrift_Referat_V_Amt 50 
Anlage_3_Anträge Grundschulen  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/43  43/026/2016 
 
Änderung der Benutzungsordnung für die Volkshochschule Erlangen 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Die Benutzungsordnung (Anlage 1) soll entsprechend der genannten Änderung neu gefasst wer-
den.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
 
Die Benutzungsordnung regelt die Beziehung zwischen den Teilnehmerinnen sowie Teilneh-
mern und der Volkshochschule. Dort werden in § 4 die gewährten Ermäßigungen für Kursent-
gelte geregelt. Daher soll nachfolgende Änderung beschlossen werden: 

 
Der „ErlangenPass“ wurde in Erlangen eingeführt, daher sollen ErlangenPass-Inhaber 20 % 
Ermäßigung auf die Kursentgelte erhalten (ausgenommen Studienreisen, Exkursionen, Materi-
alkosten, Auslagen und Kurse, die als „nicht ermäßigbar“ im Programmheft gekennzeichnet 
sind). 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       
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  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
Anlage_1_Gegenüberstellung_vhs_Benutzungsordnung_Stand_03_2016 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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                                       Anlage 1 
 
Gegenüberstellung der geänderten Vorschriften – vhs-Benutzungsordnung; 
Änderungen werden durch Fettdruck bzw. Streichungen hervorgehoben 
 

Bisher 
 
Benutzungsordnung für die Volkshoch-
schule Erlangen 
 
 
§ 4 Ermäßigungen 
(1) Die Volkshochschule gewährt teilneh-
menden Personen, die Arbeitslosengeld II, 
Grundsicherung nach den Vorschriften des 
SGB XII, Wohngeld oder Berufsausbildungs-
beihilfe beziehen, einen Nachlass in Höhe 
von 20 % auf die Kursentgelte (ausgenom-
men Studienreisen, Exkursionen, Material-
kosten, Auslagen und Kurse, die als „nicht 
ermäßigbar“ im Programmheft gekenn-
zeichnet sind). Gleiches gilt für Personen, die 
Leistungen nach dem Bundesausbildungsför-
derungsgesetz, nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz beziehen, aber auch für Perso-
nen, die ein "Freiwilliges Soziales Jahr" 
(FSJ), ein „Freiwilliges Ökologisches 
Jahr“ (FÖJ) oder den "Bundesfreiwilligen 
Dienst" (BFD) absolvieren und für Personen, 
die den offiziellen Status als „Au-pair“ besit-
zen. Ein entsprechender Nachweis ist beim 
Buchen des Kurses vorzulegen. 
In besonderen Härtefällen, die nicht von Abs. 
1 Satz 1 und 2 erfasst werden, entscheidet 
die Direktorin / der Direktor. 
Schwerbehinderte und deren Begleitung, 
sofern im Schwerbehindertenausweis ent-
sprechend gekennzeichnet, erhalten jeweils 
50 % Ermäßigung auf die Kursentgelte (aus-
genommen Studienreisen, Exkursionen, Ma-
terialkosten, Auslagen und Kurse, die als 
„nicht ermäßigbar“ im Programmheft gekenn-
zeichnet sind). Der Schwerbehindertenaus-
weis mit dem Merkzeichen „B“ ist als Nach-
weis beim Buchen des Kurses vorzulegen. 
Um die Inklusion von Menschen im Bildungs-
bereich zu erleichtern und zu fördern, kann 
der Direktor / die Direktorin unter Beteiligung 
der jeweiligen Interessenvertretungen von 
Menschen mit Behinderung bei sozialer Be-
dürftigkeit Einzel- oder Gruppenermäßigun-
gen gewähren. 
Es kann jeweils nur eine Ermäßigungsart in 

Zukünftig 
 
Benutzungsordnung für die Volkshoch-
schule Erlangen 
 
 
§ 4 Ermäßigungen 
(1) Die Volkshochschule gewährt teilneh-
menden Personen, die Arbeitslosengeld II, 
Grundsicherung nach den Vorschriften des 
SGB XII, Wohngeld oder Berufsausbildungs-
beihilfe beziehen, einen Nachlass in Höhe 
von 20 % auf die Kursentgelte (ausgenom-
men Studienreisen, Exkursionen, Material-
kosten, Auslagen und Kurse, die als „nicht 
ermäßigbar“ im Programmheft gekennzeich-
net sind). Gleiches gilt für ErlangenPass-
Inhaber sowie für Personen, die Leistungen 
nach dem Bundesausbildungsförderungsge-
setz, nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
beziehen, aber auch für Personen, die ein 
"Freiwilliges Soziales Jahr" (FSJ), ein „Frei-
williges Ökologisches 
Jahr“ (FÖJ) oder den "Bundesfreiwilligen 
Dienst" (BFD) absolvieren und für Personen, 
die den offiziellen Status als „Au-pair“ besit-
zen. Ein entsprechender Nachweis ist beim 
Buchen des Kurses vorzulegen. 
In besonderen Härtefällen, die nicht von Abs. 
1 Satz 1 und 2 erfasst werden, entscheidet 
die Direktorin / der Direktor. 
Schwerbehinderte und deren Begleitung, 
sofern im Schwerbehindertenausweis ent-
sprechend gekennzeichnet, erhalten jeweils 
50 % Ermäßigung auf die Kursentgelte (aus-
genommen Studienreisen, Exkursionen, Ma-
terialkosten, Auslagen und Kurse, die als 
„nicht ermäßigbar“ im Programmheft gekenn-
zeichnet sind). Der Schwerbehindertenaus-
weis mit dem Merkzeichen „B“ ist als Nach-
weis beim Buchen des Kurses vorzulegen. 
Um die Inklusion von Menschen im Bildungs-
bereich zu erleichtern und zu fördern, kann 
der Direktor / die Direktorin unter Beteiligung 
der jeweiligen Interessenvertretungen von 
Menschen mit Behinderung bei sozialer Be-
dürftigkeit Einzel- oder Gruppenermäßigun-
gen gewähren. 
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Anspruch genommen werden. Nachträgliche 
Ermäßigungen sind nicht möglich. 
 
 
 
 
 
§ 9 Inkrafttreten 
Diese Benutzungsordnung tritt am 
01.08.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Be-
nutzungsordnung vom 15.10.2011 außer 
Kraft. 

Es kann jeweils nur eine Ermäßigungsart in 
Anspruch genommen werden. Nachträgliche 
Ermäßigungen sind nicht möglich. 
 
 
 
 
§ 9 Inkrafttreten 
Diese Benutzungsordnung tritt am 
01.03.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Be-
nutzungsordnung vom 01.07.2015 außer 
Kraft. 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/512/BBT T. 2132 Stadtjugendamt 512/071/2016 
 
ÖDP Fraktionsantrag Nr. 227/2015 vom 17.11.2015 - Eruierung des Bedarfes und 
Bericht über "Schulkindergartenplätze" in Erlangen / Vortrag Pilotprojekt: 
Mathematischer Zahlenraum für Kinder im Vorschulalter 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
1. Der Bericht der Verwaltung des Jugendamts wird z. K. genommen.  
 
2. Der ÖDP Fraktionsantrag 227/2015 ist damit abschließend bearbeitet.  
 
 

II. Begründung 
 
Der Fraktionsantrag gliedert sich in folgende drei Themenbereiche: 
1. Bedarfsermittlung für die Förderung vor allem von motorisch-sprachentwicklungsverzögerten   
    Vorschulkindern, sowie von Vorschulkindern mit einer (diagnostizierten) Rechenschwäche  
2. Themenbereich Schulkindergärten 
3. Themenbereich Präventionsprojekte mit Krankenkassen 
 
 
1. Bedarfsermittlung von motorisch- und sprachentwicklungsverzögerten und rechen-

schwachen Kindern im Vorschulalter: 
 
Es bestehen vielfältige Möglichkeiten im Kindergarten, bei Kindern im Vorschulalter oder früher, 
durch frühzeitiges Erkennen und rechtzeitige Behandlung, einer Entwicklungsverzögerung entge-
gen zu wirken. Die Kindertageseinrichtungen arbeiten intensiv mit dem für die Förderung verant-
wortlichen Stellen zusammen und binden eng das Elternhaus mit ein. 
  
Es wurde eine qualitative Bedarfsermittlung durch die Sachgebietsleitung Personal/Konzept bei 
den Einrichtungsleitungen der städtischen Kindergärten durchgeführt, da eine quantitative Be-
darfsermittlung mittels psychometrischer Testverfahren bei Kindertageseinrichtungen in städtischer 
und freier Trägerschaft mit erheblichen personellen, zeitlichen und finanziellen Ressourcen ver-
bunden wäre. Die Bedarfsermittlung bei den städt. Einrichtungsleitungen hat gezeigt, dass für Kin-
der im Vorschulalter im motorisch und sprachverzögerten Bereich ein geringer Bedarf an neuen 
Förderangeboten besteht, da betroffene Kinder aktuell bereits durch die Einrichtungen, auch in 
Kooperation mit der Frühförderung, intensiv gefördert werden.  
 
In den Einrichtungen ERBA-Haus für Kinder (Am Anger), Rasselbande (Büchenbach) und Haus 
der kleinen Strolche (Am Anger) sind zusätzlich Sprachförderkräfte eingesetzt. Allerdings wird 
die Aufnahme von Flüchtlingskindern in Zukunft eine zusätzliche Herausforderung sein. 
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Im mathematisch/naturwissenschaftlichen Bereich gibt es in den Erlanger Kindertagestätten 
Förderangebote für Kinder im Vorschulalter. Zu diesen Angeboten gehören z. B. „Zahlenland“ oder 
das „Haus der kleinen Forscher“, das in allen städtischen Kindergärten und in Kindergärten freier 
Träger als Impuls für die Förderung des Entdeckergeist von Mädchen und Jungen umgesetzt wird.  
 
Die Befragung der Einrichtungsleitungen hat ergeben, dass im mathematischen Bereich ein Inte-
resse an einem verbesserten Angebot besteht. Um die frühen mathematischen Kompetenzen noch 
intensiver zu fördern, läuft seit November 2015 ein Pilotprojekt in Kooperation mit der Integrierten 
Beratungsstelle der Stadt Erlangen in der städtischen Kindertageseinrichtung „Kriegenbrunner 
Fröschla“. Nach der Pilotphase werden ab März 2016 alle Einrichtungsleitungen über dieses neue 
Konzept informiert und für eine eigene Durchführung geschult.  
Eine inhaltliche Ausführung zum Pilotprojekt erfolgt in Form einer Kurzpräsentation im Bildungs-
ausschuss /Jugendhilfeausschuss am 18.02.2016. 
 
Dies entspricht auch dem Auftrag aus dem Bildungsausschuss vom 01.10.2015 und dem Jugend-
hilfeausschuss von 15.10.2015, wonach die städtische Beratungsstelle in Zusammenarbeit mit der 
Abt. Kindertageseinrichtungen geeignete Förderangebote im vorschulischen Bereich für von Dys-
kalkulie betroffenen Kindern erarbeiten soll.  
 
2. Schulkindergartenplätze 
 
Wie bekannt und im Fraktionsantrag erwähnt, wurden bei Einführung des Bayerischen Kinderbil-
dungs- und –betreuungsgesetzes (BayKiBiG) Schulkindergärten abgeschafft. Dem liegt ein  
Selbstverständnis zugrunde, dass alle Kinder eine entwicklungsangemessene Betreuung und 
Förderung in (Regel-)Kindertageseinrichtungen erfahren. In Art. 10, Satz 1 BayKiBiG heißt es da-
zu:  
„Kindertageseinrichtungen bieten jedem einzelnen Kind vielfältige und entwicklungsangemessene 
Bildungs- und Erfahrungsmöglichkeiten, um beste Bildungs- und Entwicklungschancen zu gewähr-
leisten, Entwicklungsrisiken frühzeitig entgegenzuwirken sowie zur Integration zu befähigen.“ Dazu 
wird im Gesetzeskommentar (Dunkl/Eirich, 2015) folgendes erläutert: „Leitlinie der pädagogischen 
Arbeit jeder Einrichtung muss es sein, die Kinder in ihrer Entwicklung individuell zu unterstützen 
und zu begleiten und dabei ihren Entwicklungsstand zu berücksichtigen. Nicht die Abarbeitung 
eines wie auch immer gearteten Programms, sondern jedes einzelne Kind mit seinen speziellen 
Bedürfnissen steht im Vordergrund der pädagogischen Bemühung. Daraus ergibt sich zwingend 
die Notwendigkeit eines vielfältigen pädagogischen Angebots. Die Vermeidung von Entwicklungs-
risiken ist weit zu verstehen. Sie umfasst nicht nur die Abwendung drohender Behinderung durch 
den Versuch, extrem ungünstigen Einflüssen des familiären oder Herkunftsmilieus oder den Effek-
ten von Minderbegabung durch ressourcenorientierte pädagogische Maßnahmen gegenzusteuern, 
sondern schließt die Festigung der Stärken und den Abbau der Schwächen des normal oder hoch-
begabten Kindes mit ein.“  
 
Diese differenzierten Arbeitsanforderungen an das pädagogische Personal werden unterstützt 
durch standardisierte Beobachtungsbögen und regelmäßige Entwicklungsgespräche mit den El-
tern, um fortlaufend das Kind mit seinem individuellen Entwicklungsstand im Blick zu haben und 
gemeinsam die bestmöglichen Maßnahmen zur Bildung und Erziehung abzustimmen und umzu-
setzen. Diese Aufgaben werden in allen Kindergärten der Stadt Erlangen sehr ernst genommen 
und gut erfüllt. Dass die ebenfalls durch das BayKiBiG geforderte Bildungs- und Erziehungspart-
nerschaft zwischen Kindergärten und Grundschulen immer besser gelingt, zeigen die Einschu-
lungszahlen der letzten Jahre:   
 

• Nach Auskunft des staatlichen Schulamtes wurden in Erlangen bei weit über 900 Erstkläs-
sern pro Schuljahr in den vergangenen vier Jahren lediglich fünf Kinder ausgeschult.  
 

• In den städtischen Einrichtungen werden in gemeinsamer Absprache mit der Schule und 
den Eltern ca. 1-2 Kinder pro Jahr je Einrichtung vom Schulbesuch zurück gestellt. Es ist 
aus der Entwicklungspsychologie bekannt, dass die kindliche Entwicklung innerhalb sog. 
Entwicklungsfenster erfolgt und nicht statisch ist. Die Zurückstellung ist für diese Kinder oft 
ein wertvoller Zeitgewinn für den natürlichen Reifeprozess. Zusammen mit einer gezielten 
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Förderung in der Kindertageseinrichtung erleben diese Kinder dann i. d. R. einen erfolgrei-
chen Schulbesuch. Eine Steigerung der Zurückstellungen ist bis dato nicht zu erkennen.  
 

Aus Sicht der Fachabteilung bedarf es deshalb keiner speziellen Einrichtungsform für Vorschulkin-
der. Dies steht im Einklang mit der UN-Menschenrechtskonvention, die die Integration und Inklusi-
on von Kindern in Regeleinrichtungen und -schulen zum Ziel hat. Danach sind Kinder mit einem 
besonderen Förderbedarf in Regelgruppen zu integrieren.  
 
Für Vorschulkinder bilden die meisten Einrichtungen im regelmäßigen Tagesablauf kleine Gruppen 
für spezielle Angebote, die sich dann ausschließlich an die Vorschulkinder richten. Bei Entwick-
lungsverzögerung mit drohender Behinderung arbeiten die Kindertageseinrichtungen eng mit Bera-
tungsstellen und Fachdiensten (z. B: Frühförderung) zusammen. Diese ergänzenden Förderleis-
tungen werden vom Bezirk zusätzlich zum erhöhten Basiswert finanziert. Die Möglichkeit zur Refi-
nanzierung des höheren Personaleinsatzes ist in Regeleinrichtungen durch die höheren Gewich-
tungsfaktoren für Kinder mit bspw. drohender Behinderung bei der Betriebskostenförderung nach 
BayKiBiG gegeben. Allerdings ist eine generelle Absenkung der Gruppenstärke im Kindergarten 
und Hort wünschenswert, um die individuelle Förderung weiter zu verbessern. 

 
3. Präventionsgesetz - Kooperation mit Kranken- bzw. Gesundheitskassen 
 
Mit Verweis auf das neue Präventionsgesetz soll geprüft werden, inwieweit von der Verwaltung ein 
Projekt für entwicklungsverzögerte Kinder mit Krankenkassen initiiert werden kann.  
 
Krankenkassen erbringen bei entwicklungsverzögerten Kindern eine Vielzahl von Leistungen im 
Bereich der Frühförderung. Schwierigkeiten ergeben sich teilweise aufgrund der formalen Vorga-
ben und mangelnder Abstimmung zwischen den unterschiedlichen Leistungsträgern (Krankenkas-
sen, Bezirk, usw.). Um die Einrichtungen im Stadtgebiet besser unterstützen zu können (Bera-
tung/Vermittlung von Fachdiensten, Beratung der Eltern bei Einzelintegration etc.), hatte die Fach-
abteilung für den Stellenplan 2016 eine Stelle für Beratung und Förderung der Inklusion in Re-
geleinrichtungen beantragt, die leider nicht bewilligt wurde.  
 
Verschiedene Kindertageseinrichtungen kooperieren bereits mit unterschiedlichen Partnern aus 
dem Gesundheitsbereich. U. a  bieten auch die Krankenkassen eine Reihe von Projekten zur Ge-
sundheitsförderung an.  

• Beispielsweise nahmen städtische Kitas an dem Programm „Papilio“ teil. Das Projekt will 
Sucht und Gewaltbereitschaft vorbeugen will und es soll Kindern auf spielerische Weise 
helfen, Gefühle und Konflikte zu verstehen.  

• Die städt. Krippe in der Isarstraße hat sich an dem Coaching-Projekt „Kita-Verpflegung“ be-
teiligt. Das Projekt wurde vom Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über ein Jahr 
begleitet und die Einrichtung wurde am Ende mit einer Urkunde ausgezeichnet.   

• Wie der Zeitung zu entnehmen war, arbeitet die Kindertageseinrichtung Regenbogen der 
AWO zusammen mit einer Krankenkasse an einem Projekt zur Gesundheitsförderung. Ziel 
dieses Programms ist gesundheitsfördernde Maßnahmen in den Alltag von Kindertagesein-
richtungen zu integrieren und dauerhaft zu verankern. Im Mittelpunkt stehen Ernährung, 
Bewegung und seelisches Wohlbefinden und die Gesundheit der Erzieherinnen (Nürnber-
ger Nachrichten vom 18. 12. 2015). 

• Die Sachgebietsleitung der Lernstuben ist derzeit mit einer Ernährungsmedizinerin im Ge-
spräch für ein Gesundheits-/ Ernährungsprojekt. Kinder und Jugendliche lernen über Work-
shops etwas über gesunde Ernährung und wirken bei der Zusammenstellung der Menüs für 
das Mittagessen mit. Die Mittagskräfte werden geschult und zertifizert und können dann 
selbst Speisepläne nach den Richtlinien der deutschen Gesellschaft für Ernährung erstel-
len. Start ist voraussichtlich April 2016 und steht unter der Vorbehalt, dass die dafür not-
wendigen Spendenmittel zur Verfügung stehen.  

 
Über die Mitarbeit im Projekt „Gesundheitsregion plus“ steht das Jugendamt mit der Geschäftsstel-
le der Gesundheitsregion der Stadt Erlangen in Kontakt. So wurde ein gesonderter Termin mit 
Frau Zsuzsanna Majzik von der Geschäftsstelle vereinbart, wo es u. a. auch um das Präventions-
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gesetz gehen soll. Aussagen, in wieweit mit dem Präventionsgesetz auch Finanzmittel für konkrete 
Präventionsprojekte zur Verfügung stehen – gerade auch im Hinblick auf die Förderung entwick-
lungsverzögerter Kinder - können derzeit noch nicht gemacht werden. Auch dies ist ein Punkt, der 
zusammen mit der Geschäftsstelle geklärt werden soll.  
 
.  
 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 

 Seite 4 von 4 
55/91



ÖDP Stadtratsgruppe, Rathausplatz 1, 91056 Erlangen

An 
Oberbürgermeister Dr. F. Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 

 

 

Erlangen, 17.11.2015 

 
Antrag :  Eruierung des Bedarfes und Bericht über 

„Schulkindergartenpätze“ in Erlangen  
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Dr. Janik, 

 

nachdem der folgend aufgeführte Antrag zum Arbeitsprogramm für das 
Jugendamt (Haushaltsberatungen für 2015, Antrag 153/2014) auch nach 
dem Protokoll der JHA-Sitzung vom 20.11.2014  zwar offiziell 
aufgenommen worden war, auf Nachfrage vom Jugendamt jedoch in keiner 
Weise bearbeitet wurde, hier erneut die Antragstellung – diesmal als 
ordentlicher Antrag außerhalb der Haushaltsberatungen. 

 

Wir beantragen eine noch vor dem nächsten Schuljahr durchgeführte  
Bedarfsermittlung (derzeit finden die Schuleingangsuntersuchungen statt!) 
für die Förderung vor allem von motorisch- und sprachentwicklungs-
verzögerten Vorschulkindern, sowie von Vorschulkindern mit einer 
(diagnostizierten) Rechenschwäche (mögliche Dyskalkulie). 

 

Schulkindergartenplätze wurden mit Einführung des BayKiBig abgeschafft. 
Aktuell werden nur vom Diakonischen Zentrum in Büchenbach diese Kinder 
speziell, aber nicht „offiziell“ gefördert. Die Verwaltung möge die 
Refinanzierungsmöglichkeiten eruieren, realisierbare Standorte aufzeigen 
und ein mögliches Konzept vorstellen. 

 

Im Rahmen des neuen Präventionsgesetzes sollen ab 2016 mehr 
Finanzmittel in Präventionsprojekte investiert werden. Wir beantragen 
daher ebenfalls zu prüfen, ob in dem Zusammenhang in Kooperation mit 

 
Ökologisch-Demokratische 
Partei 
ÖDP-Stadtratsgruppe 
 
Adresse: 
Rathausplatz 1 
Zimmer 128 
91052 Erlangen 
Fon & Fax: 09131/ 86-2493 
E-mail: oedp@erlangen.de 
 
Stadträtin Barbara Grille M.A. 

Stadtrat   Frank Höppel 
 

Geschäftsführung: 
Joachim Jarosch  
Tanja Köpke 
 

ww.oedp-erlangen.de 
Sprechzeiten i.d.R.: 
Montag  12.30 – 15.00 Uhr  
Mittwoch 14.30 – 16.30 Uhr 
 

Fraktionsantrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 

Eingang:  18.11.2015 

Antragsnr.:  227/2015 

Verteiler:  OBM, BM, Fraktionen 

Zust. Referat:  IV/51 

mit Referat:   
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einer Kranken- bzw. Gesundheitskasse ein kommunal aufgesetztes Projekt 
im Hinblick auf die Förderung entwicklungsverzögerter Kinder initiiert 
werden kann. So verkündet die Staatssekretärin des 
Bundesgesundheitsministeriums: "Mit dem Präventionsgesetz stärken wir 
die Gesundheitsförderung direkt im Lebensumfeld – in der Kita, der Schule, 
am Arbeitsplatz und im Pflegeheim.“  
 

Quelle: 
http://www.bmg.bund.de/ministerium/meldungen/2015/praeventionsgesetz
.html  ) 

Wir beantragen die Darstellung der Ergebnisse bis spätestens Februar 
2016, damit rechtzeitig Fördermaßnahmen im Stadtgebiet geplant und 
umgesetzt werden können. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Frank Höppel      gez. Barbara Grille 
ehrenamtliche Stadträte 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/OIA-T.1795  51/076/2016 
 
Strukturelle Weiterentwicklung der Kommunalen Familienbildung und 
Familienstützpunkte. Hier: Bedarfsplan und Konzept Familienbildung in Erlangen 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 

1. Der „Bedarfsplan und Konzept Familienbildung in Erlangen“ der Verwaltung wird zur 
Kenntnis genommen. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, den „Bedarfsplan und das Konzept Familienbildung in Er-
langen“ beim Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie und Integrati-
on einzureichen und damit die 2. Förderphase zu beantragen.  

3. Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage des Bedarfsplans und des Konzepts die 
Handlungsempfehlungen umzusetzen und das Auswahlverfahren für die Familienstütz-
punkte weiter zu betreiben. 

 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Die im Bedarfsplan und im Konzept „Familienbildung in Erlangen“ vorgeschlagenen und bereits 
beschlossenen Maßnahmen (siehe JHA und Bildungsausschuss am 16. Juli 2015) werden 
umgesetzt, um die Familien und insbesondere die Erziehungskompetenz der Eltern in Erlan-
gen zu stärken. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Der Bedarfsplan sowie das Konzept sind Grundlage zur Beantragung der weiteren unbefriste-
ten staatlichen Förderung beim Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie 
und Integration und dienen als Basis für die weitere kommunale Arbeit rund um Familienbil-
dung.  
Der ausführliche Bedarfsplan und das Konzept zur Familienbildung liegen in der Sitzung auf. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Mit Bewilligung der dauerhaften 2. Förderphase ist eine nachhaltige Familienbildungsarbeit, 
koordiniert durch die Stadt Erlangen, möglich.  
Die Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen geschieht im Dialog mit der Planungsgruppe 
Familienbildung. Die Weiterentwicklung entlang der zentralen Erkenntnisse des Planungspro-
zesses und eine fortlaufende Evaluation werden sichergestellt.  
Durch ein Auswahlverfahren werden die Standorte und Träger für Familienstützpunkte festge-
legt.  
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4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Die 2. Phase wird vom Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie und In-
tegration dauerhaft gefördert. Berechnungsgrundlage ist jeweils die Anzahl der im vorletzten 
Jahr geborenen Kinder. Für jedes geborene Kinder sind 30 € veranschlagt. Für 2016 errech-
nen sich daraus 33.946 € (Personal- und Sachkosten). Die Kommune muss sich in derselben 
Höhe beteiligen.  

 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten:   67.928 € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen   33.946 € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
 
 
Sachbericht 
Das Stadtjugendamt beteiligt sich seit Februar 2014 am staatlichen Förderprogramm zur 
„Strukturellen Weiterentwicklung kommunaler Familienbildung und von Familienstützpunkten“ 
des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Soziales, Familie und Integration.   
Familienbildung ist eine Aufgabe der Jugendhilfe. Als Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat 
die Kommune die gesetzliche Aufgabe, für alle Kinder und Familien positive Lebensbedingun-
gen zu schaffen und ein gelingendes Aufwachsen zu ermöglichen. Hierzu gehört es laut Ju-
gendhilfegesetz, allgemein die Erziehung in der Familie zu fördern und Eltern durch Angebote 
der Familienbildung zu stärken, so dass sie ihrer Erziehungsverantwortung gut nachkommen 
können (§ 16 SGB VIII). 

 
Was ist Familienbildung? 
Kurz gesagt bedeutet Familienbildung die Stärkung der elterlichen Erziehungskompetenz. 
Adressat von Familienbildung  sind alle Familien, unabhängig von ihrer persönlichen Lebens-
situation und ihren sozialen und finanziellen Ressourcen. 

 
Familienbildung hat in einer Kommune wichtige Aufgaben: 
• Sie beugt der Entstehung oder Zuspitzung von familiären und erzieherischen Problemlagen 
vor. Ungünstigen Entwicklungen und Gefährdungen im Aufwachsen von Kindern wird durch 
frühe Einbindung der Eltern entgegengewirkt. 
• Familienbildung stärkt die elterliche Erziehungskompetenz und Selbstwirksamkeit und 
damit die Zuversicht, erzieherische Herausforderung bewältigen zu können. 
• Früh einsetzende Familienbildung trägt zu mehr Bildungs- und Chancengerechtigkeit von 
Geburt an bei. 
• Die präventive Wirkung auf ein gesundes und gedeihliches Aufwachsen von Kindern ist 
nachgewiesen. 
• Familienbildung leistet in einer Kommune einen wichtigen Beitrag zur Minimierung oder 
Vermeidung von Hilfen zur Erziehung. 
 
Koordinierungsstelle Familienbildung 
Für eine Kommune ist es wichtig, dass die Familienbildung bedarfsgerecht aufgestellt ist, so 
dass alle Eltern über alle Altersphasen ihrer Kinder hinweg einen leichten Zugang zu dem 
genau für sie passenden Angebot finden. Laut Gesetz kommt dem Jugendamt eine steuernde 
und planerische Aufgabe (nach §79/80 SGB VIII) zu, die Familienbildung in der Stadt 
entsprechenden den Erfordernisse der Familien zu gestalten.  
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Auf diesem Hintergrund erfolgt die Teilnahme des Stadtjugendamts am staatlichen 
Förderprogramm. Dank diesem konnte im Stadtjugendamt eine Koordinierungsstelle 
Familienbildung ins Leben gerufen werden. Sie ist seit Februar 2014 fest im Stadtjugendamt 
verankert und treibt mit 30 Std./Woche die Weiterentwicklung der kommunalen 
Familienbildung in Erlangen voran und vernetzt deren Akteure.  

Unter Einbindung einer Planungsgruppe aus Vertretern der Familienbildung in Erlangen hat 
die Koordinierungsstelle den Bedarfsplan für Familienbildung in Erlangen erarbeitet.  

 
Zum vorliegenden Bedarfsplan Familienbildung 

 
Dieser Bedarfsplan stellt dar,  

• was es in Erlangen an Familienbildung gibt (Bestand),  
• was sich die Erlanger Eltern wünschen (Bedürfnisse) und  
• was Erlangen in Bezug auf Familienbildung braucht (Bedarf).   
 
Daraus ergeben sich Handlungsempfehlungen für eine gut aufgestellte Familienbildung 
in der Stadt Erlangen. 

 
Der Bedarfsplan dient dem Sozialministerium als Entscheidungsgrundlage für die 2. 
Förderphase ab März 2016 und damit für eine unbefristete Weiterführung der staatli-
chen Förderung. Zudem ist der Bedarfsplan die Grundlage für die weitere  kommunale Arbeit 
rund um Familienbildung und wird von der Koordinierungsstelle regelmäßig fortgeschrieben. 

 
Der Bedarfsplan Familienbildung wird in der Sitzung des Jugendhilfeausschuss ausliegen und 
wird bei Bedarf ergänzt mit einem mündlichen Bericht.  

 
Familienstützpunkte 
Im Rahmen des Förderprogramms sind in den sich beteiligenden Kommunen verpflichtend 
staatliche geförderte sogenannte Familienstützpunkte einzurichten.  
 
Was sind Familienstützpunkte? 
Familienstützpunkte sind sozialraumorientierte, wohnortnahe Anlauf- und Kontaktstellen für al-
le Familien. Sie übernehmen eine Orientierungs- und Lotsenfunktion für die Eltern. Sie erleich-
tern den Zugang zu Angeboten der Familienbildung, indem sie über passgenaue Unterstüt-
zungsangebote informieren und bei Bedarf an andere Einrichtungen weitervermitteln. Sie füh-
ren auch selbst Angebote der Familienbildung durch oder organisieren sie in Kooperation mit 
anderen Einrichtungen. 
Die Familienstützpunkte werden an bestehende dezentrale Einrichtungen angegliedert und 
müssen in ihrem Profil und ihrer Verortung den spezifischen Zielsetzungen und Bedarfen einer 
Stadt entsprechen.  

  
Handlungsempfehlungen und der aktuelle Stand 

 
Der Jugendhilfeausschuss hat 16.Juli 2015 den Zwischenbericht mit Handlungsempfehlungen 
der Koordinierungsstelle Familienbildung beschlossen, so dass notwendige Kooperationen 
eingeleitet und erste Umsetzungsschritte erfolgen konnten. 

 

Nachstehend eine Zusammenfassung der beschlossenen Maßnahmen mit Sachstand. 
 

a) Kooperation mit dem Landkreis beim „Familien-ABC“ 
Der Stadt Erlangen kooperiert künftig mit dem Landkreis Erlangen-Höchstadt bei dessen dort 
entwickelten und bewährten „Familien-ABC“ in Form einer halbjährlich erscheinenden 
gemeinsamen Broschüre und einer künftig gemeinsamen Homepage und eventuell einer app.  
Dies schafft für alle Familien Transparenz über das vorhandene Angebot.  
  
Inzwischen liegt ein unterzeichneter Kooperationsvertrag zwischen Stadt und Landkreis vor. 
Im Frühling 2016 wird das erste gemeinsame Familien-ABC in Printversion erscheinen.  
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Die bestehende Homepage des „Familien-ABC“ des Landkreises wurde grafisch an einen 
gemeinsamen Auftritt mit der Stadt angepasst. Derzeit pflegen die Erlanger Anbieter ihre 
Familienbildungsangebote ein, so dass die Erlanger Familien diese bereits unter  
www.familien-abc.net einsehen können. Die Öffentlichkeitsarbeit hierfür beginnt ab März 2016. 
 
b) Einrichtung eines zentralen Service „Familienbildung in Kindertageseinrichtungen“ 
Der hervorragende Zugang von Kindertageseinrichtungen zu Familien muss mehr für 
Familienbildung genutzt werden. Dies stößt in Kitas aber wegen fehlender Zeit und angesichts 
oft sehr komplexer familiärer Herausforderungen an Grenzen. 
Der Jugendhilfeausschuss ist der Empfehlung eines zentralen Services „Familienbildung in 
Kindertageseinrichtungen“ gefolgt. Dieser soll Arbeitserleichterungen und fachliche 
Hilfestellungen  für deren Mitarbeiter (sowie Schulen) in Bezug auf Familienbildung bieten und 
passende Referenten und Themen vermitteln.  
Ein detailliertes Konzept hierfür ist noch zu erarbeiten und wird dem Jugendhilfeausschuss 
und Bildungsausschuss zu gegebener Zeit vorgelegt. 

 
c) Gezielte Einrichtung der Familienstützpunkte in Stadtteilen mit den höchsten 
Anteilen sozial benachteiligter und bildungsferner Familien 
Es gibt in Erlangen einen großen Handlungsbedarf, den Zugang von bildungsfernen und sozial 
benachteiligten zu Familienbildung zu verbessern.  
Der Jugendhilfeausschuss hat die Verwaltung beauftragt, die Erlanger Familienstützpunkte 
bedarfsgerecht in den Stadtteilen Bruck, Büchenbach, Anger und Röthelheimpark 
(Einzugsbereich Housing Area) anzusiedeln. Damit soll die Trägerschaft gezielt für die 
Stadtteile ausgewählt und festgelegt werden, in denen derzeit die meisten sozial 
benachteiligten und bildungsfernen Familien bzw. eher bildungsferne Migranten und 
Alleinerziehende leben.  
Bei der Auswahl sind weitere Kriterien zu berücksichtigen:  
• Aufgrund der Bedarfslage sollen primär sozial benachteiligte und bildungsferne Familien die 

Zielgruppe der Familienbildungsarbeit des Familienstützpunkts sein. 
• Der Zugang muss für diese Zielgruppe niederschwellig und alltagsnah gestaltet werden, 

auch für Familien, deren Kinder nicht die hauseigene Einrichtung besuchen. 
• Die Einrichtung soll bereits altersübergreifend arbeiten (am besten vom Säuglings- bis 

einschließlich Grundschulalter, besser bis ins Jugendalter) und soll Familien konstant über 
alle Altersphasen der Kinder hinweg begleiten (z.B. Übergänge wie Schwangerschaft, 
Trennung, Schuleintritt/-wechsel, Pubertät). 

• Das Konzept des Familienstützpunkts soll sich an den spezifischen Erfordernissen des 
jeweiligen Stadtteils orientieren und örtliche Netzwerke einbeziehen. 

 

Derzeit läuft das Auswahlverfahren. In Frage kommende Träger und Einrichtungen, die die 
Kriterien erfüllen, werden angesprochen und gebeten, bei Interesse eine Bewerbung 
einzureichen. Nachdem die Träger festgelegt sind, wird ein Konzept für die Arbeit der 
Familienstützpunkte erarbeitet. 

 
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: Der ausführliche Bedarfsplan und das Konzept zur Familienbildung liegen in der 
Sitzung auf.  
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III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/512/KT005-2136  512/021/2016 
 
Generalsanierung des städt. Hortes Sonnenblume, Reinigerstraße 7; 
Bedarfsbeschluss nach DABau 5.3. 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Gutachten  
Bildungsausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
Stadtrat 25.02.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Jugendhilfeplanung, 20, 24 
 
 

I. Antrag 
 
Der vorgestellten Finanz-, Zeit- und Bedarfsplanung für die Generalsanierung des städtischen Hor-
tes Sonnenblume in der Reinigerstraße 7 mit einer maximalen Platzzahl von 75 unter Einbezie-
hung der bisherigen Hausmeisterwohnung im EG wird gemäß DA-Bau 5.3 zugestimmt. 
 
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Das Betreuungsangebot für Schulkinder im Einzugsgebiet wird damit dauerhaft sichergestellt. 
 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Bedarf 
 
Die dringend erforderliche Generalsanierung des Hortes beseitigt eklatante, seit vielen Jahren 
bekannte und auch immer wieder von der Regierung von Mittelfranken beanstandete Bau- und 
energetische Mängel. Außerdem wird das bisherige stark defizitäre Raumprogramm verbes-
sert, so dass die bisher auf 70 begrenzte Platzzahl künftig auf die für 3 Organisationseinheiten 
(Gruppen) übliche Zahl von 75 erweitert werden kann. 
 
Die Friedrich Rückert-Schule wird im laufenden Schuljahr 2015/16 von 263 Schülerinnen und 
Schülern der Jahrgangsstufen 1-4 besucht. Die schulische Mittagsbetreuung bietet derzeit für 
75 Kinder eine Betreuung an, 116 Plätze stehen in Einrichtungen der Jugendhilfe zur Verfü-
gung. Die Versorgungsquote des Sprengels in diesem Sprengel liegt mit 72,6% leicht hinter 
dem stadtweiten Schnitt von 81%. 
Der Erweiterungsbedarf an Betreuungsplätzen in diesem Sprengel wird auch von den Fach-
kräften vor Ort bestätigt. Der Umfang dieses Ausbaubedarfes wird mittelfristig von zwei Fakto-
ren bestimmt. Den Plänen zur Nachverdichtung im Wohngebiet westlich der Nürnberger Straße 
und dem Fortgang der Etablierung eines offenen Ganztagesangebotes im Kombimodell an der 
Rückert-Schule (voraussichtlich ab dem Schuljahr 2017/18). 
Da eine Ausweitung auf 4 Gruppen im Bestandsbaukörper und auf dem genutzten Grundstück 
bauplanerisch und wirtschaftlich unangemessen erscheint, befürwortet die Jugendhilfeplanung 
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die Pläne zur Ausweitung des Platzangebotes um fünf weitere Plätze. 
Alle möglichen Alternativplanungen, die nicht wenigstens den aktuellen Bestand erhalten, sind 
nach aktuellem Kenntnisstand der Jugendhilfeplanung nicht bedarfsangemessen. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Voruntersuchungen / Raumprogramm 
 
Die Untersuchungen der Verwaltung zum Bestandsgebäude haben folgendes ergeben: 
Das Bestandsgebäude wird entkernt und energetisch saniert. Die Anordnung der Räume im 
Gebäude wird optimiert (Küche künftig nicht mehr im Obergeschoss und mit ausreichend La-
gerkapazitäten ergänzt, Verlagerung aller Gruppen- und Nebenräume sowie des Mehrzweck-
raums in gut belichtete und ausreichend hohe Räume in den oberen Geschossen, Einbau ei-
nes funktionalen Werkraums in einen Teilbereich des Kellers, erstmalige Schaffung eines adä-
quaten Personalraums u.a.). Zur Bewältigung des Raumprogrammes wird die Fläche der bis-
herigen Hausmeisterwohnung umgewidmet und dem Hort zugeschlagen. Für den Hausverwal-
ter muss eine entsprechende Ersatzwohnung gefunden werden. 
 
Der Hort wird barrierefrei gestaltet, indem ein Personenaufzug mit 3 Haltestellen integriert wird 
und eine Rampe die barrierefreie Erschließung des Erdgeschosses gewährleistet. Zudem wird 
eine Behindertentoilette geschaffen. 
 
Vor fünf Jahren wurden die Sanitäranlagen und vor 9 Jahren das Dach des Objektes saniert. 
Die damaligen Investitionen können in die neue Planung integriert werden, was der Wirtschaft-
lichkeit der Maßnahme zu Gute kommt. 
 
Der Hortbetrieb während der Bauzeit wird aller Voraussicht nach in Containern stattfinden. 
Mögliche Containerstandorte werden derzeit von der Verwaltung geprüft. 
 
Termine  
Der Zeitplan wird ganz wesentlich bestimmt durch die kurzfristig in Kraft getretene Richtlinie zur 
Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen in Bayern (KInvFR), welche der 
Stadt Erlangen eine außergewöhnlich gute Refinanzierung dieses Projekts ermöglicht (näheres 
dazu siehe unter 4. Ressourcen). 
 
Kurzübersicht geplanter Termine: 
 
Bewerbung zum KInvFR zum 15.02.2016 (bereits erfolgt) 
Antrag FAG ca. Sommer 2016 
Planungsphase in 2016 bis 2017 
Baubeginn 2.Quartal 2017 
Baufertigstellung 2018 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
 
Haushaltsmittel für das Projekt sind in Höhe von 1.650.000,- € im Investitionsprogramm einge-
stellt. Die Verteilung ist wie folgt vorgesehen: 
 
2015: 250.000,- € (Planung, Baubeginn) 
2016: 200.000,- € 
2017: 900.000,- €  (500.000,- € VE) 
2018: 300.000,- €. 
 
 
Den Untersuchungen der Verwaltung liegt noch keine konkrete Planung zu Grunde. Die Grob-
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kostenermittlung kann zu dem derzeitigen Planungszeitpunkt nur mit einer Genauigkeit von  
+/- 30% ermittelt werden.  
 
2015 konnte erst verzögert -nach Besetzung der projektsteuernden Stelle in Abt. 512- mit dem 
Projekt begonnen werden. 
 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage für 2016 war geplant, das Projekt -mit seiner übli-
chen regulären Refinanzierung durch FAG-Zuwendungen (ca. 450.000,- € - das entspricht le-
diglich ca. 23,5 % der geschätzten Kosten)- zeitlich nach hinten zu verlegen. 
 
Die kurzfristig in Kraft getretenen Richtlinien zur Förderung von Investitionen finanzschwacher 
Kommunen in Bayern (KInvFR) stellen nun einen bemerkenswert hohen Refinanzierungsanteil 
von ca. 60 % der geschätzten Kosten in Aussicht, was einer Zuschusssumme nach KInvFR 
plus FAG von ca. 1.014.000,- € entspricht. Um der Stadt Erlangen diese unerwarteten Mehr-
einnahmen von über 500.000,- € zu sichern, hat sich das GME mit diesem Projekt rechtzeitig 
vor dem Anmeldeschluss (15.02.2016) zur Aufnahme in das Programm beworben. 
 
 
Investitionskosten: 1.650.000,- € bei IPNr.: 365C.404 
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen 1.014.000,- € bei IPNr.: 365C.404ES 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr. 365C.404 

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/RR006 Stadtjugendamt 51/080/2016 
 
Förderung von Waisen aus den Erträgen des Killingerschen Stiftungsvermögens im 
Jahr 2015 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
 
Der Jugendhilfeausschuss hat mit Beschluss vom 11.06.2015 festgelegt, dass die Förderung von 
Waisen und Halbwaisen aus den Erträgen des Killingerschen Stiftungsvermögens direkt durch die 
Jugendamtsverwaltung erfolgt. Der Ausschuss wird darüber informiert, wie hoch die Summe ist, 
die im Vorjahr ausschüttet wurde. 
 
Im Jahr 2015 wurden 29 Kinder und junge Volljährige mit einer Auszahlungssumme von insgesamt 
12.734,00 € unterstützt. Der Haushaltsansatz 2016 hierfür beträgt 12.400,00 €. 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/512 Stadtjugendamt 512/023/2016 
 
Evang.-Luth. Kirchengemeinde St. Markus in Erlangen, Sieglitzhofer Str. 2; 
Ersatzneubau des Löhekinderhauses - hier: Förderung der 12 neuen Krippenplätze 
nach dem Förderprogramm 2015 - 2018 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Gutachten  
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 09.03.2016 Ö Gutachten  

Stadtrat 17.03.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Die Evang.-Luth. Gesamtkirchenverwaltung (GKV) erhält für den Ersatzneubau des Löhe-
Kinderhauses der Kirchengemeinde St. Markus gemäß des Programms „Kinderbetreuungsfinan-
zierung“ 2015 - 2018 einen weiteren Bauzuschuss für die 12 neu geschaffenen Betreuungsplätze 
für unter-3-Jährige in Höhe von 117.600,00 €  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Neben der bereits mit Stadtratsbeschluss vom 27.11.2014 (siehe Anlage) bewilligten Bezu-
schussung des Ersatzneubaus für das Löhe-Kinderhaus gemäß FAG erhält die evangelische 
Gesamtkirchenverwaltung die zusätzliche staatliche Förderung in Höhe von 117.600,00 Euro 
gemäß der „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2015 – 2018.  
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Am 21. September 2015 hat das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie 
und Integration die Änderung der Richtlinie zur Förderung von Investitionen im Rahmen des 
Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008 – 2014 bekannt gegeben. Diese 
Änderung trat mit Wirkung zum 01. Oktober 2015 in Kraft und gilt für alle Investitionsvorhaben 
zur Neuschaffung von Plätzen für Unter-3-Jährige, welche ab 01. April 2014 begonnen wurden. 
Diese Zuwendung erfolgt als Zuschlag in Form einer platzbezogenen Pauschale zur Zuwei-
sung nach Art. 10 FAG und zwar in Höhe von 9.800,00 € / Platz.    
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Während der Planung und bei Einbringung des Vorhabens in die Ausschüsse Ende 2014 war 
noch nicht ersichtlich, ob und in welcher Form das Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetz ab 
2015 wieder aufgelegt wird. Daher wurde 2014 bei der Berechnung der förderfähigen Kosten 
sowie der staatlichen und kommunalen Zuschüsse Art. 10 FAG zugrunde gelegt. Die Beantra-
gung bei der Regierung erfolgte so, dass bei einer Neuregelung automatisch die neue Krippen-
förderung gewährt wird.  
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4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Bisherige Kosten und Finanzierung ergänzt um die zusätzliche Förderung für die Schaffung 
von 12 neuen Krippenplätzen: 

Die Kosten pro Platz betragen rd. 26.109,00 € (KGr. 300, 400, 500, 700) 

Kosten und Kostenaufteilung: 
Gesamtkosten laut Kosten-
schätzung 

KGr. 200 - 700   2.396.628,05 € 

förderfähige Baukosten KGr. 300, 400, 500, 700   2.271.478,36 € 
nicht förderfähige Baukosten KGr. 200, 600      125.149,69 € 

 

Finanzierung im Detail: 
FAG-Förderung 
staatlicher Anteil zuweisungsfähige Fläche nach Sum-

menraumprogramm: 471,00 m² 
471 x 3.883,00 € x 80 % x 40 % 

rd. 585.000,00 € 

städtischer Anteil 471 x 3.883,00 € x 80 % - 585.000,00 € rd. 878.114,00 € 
FAG-Gesamtzuschuss    1.463.114,00 € 
        
Krippenförderung gem. Programm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2015 - 2018    
staatlicher Anteil 12 Krippenplätze x 9.800 €    117.600,00 € 
   
Gesamtförderbetrag    1.580.714,00 € 
Kostenanteil Träger 2.396.628,05 € - 1.580.714,00 €      815.914,05 € 

 

Zusätzliche Kosten: 

Investitionskosten: 117.600,00 € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen 117.600,00 € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
      x   sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: StR-Beschluss 27.11.2014 Vorlage Nr. 512/004/2014 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/512 Stadtjugendamt 512/004/2014 
 
Evang.-Luth.Kirchengemeinde St. Markus in Erlangen, Sieglitzhofer Str. 2;  
Ersatzneubau des Löhekinderhauses  für 12 Krippen-, 50 Kindergarten- und 25 
Hortplätze 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 19.11.2014 Ö Gutachten einstimmig angenommen 

Jugendhilfeausschuss 20.11.2014 Ö Gutachten einstimmig angenommen 
Stadtrat 27.11.2014 Ö Beschluss einstimmig angenommen 
 
 
Beteiligte Dienststellen 
20 
 
 
 

I. Antrag 
1. Die Evang.- Luth. Gesamtkirchenverwaltung (GKV) erhält - vorbehaltlich der positiven Be-

gutachtung des Fachausschusses - für den Ersatzneubau des Löhe-Kinderhauses der Kir-
chengemeinde St. Markus einen Baukostenzuschuss nach Art. 27 BayKiBiG i.V. mit Art. 10 
FAG. 
 

2. Der Baumaßnahme wird hinsichtlich Art, Ausmaß und Ausführung gemäß Art. 27 BayKiBiG 
zugstimmt. 
 

3. Es erfolgt eine jährliche Bezuschussung der Betriebskosten nach BayKiBiG. 
 
 
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Erhalt bzw. Anpassung des Betreuungsangebotes im Planungsbezirk D – Innenstadt und 
Nordost. Mit Stadtratsbeschluss vom 27.03.2014 wurde der Bedarf für 12 Krippen-, 50 Kinder-
garten- und 25 Hortplätze anerkannt. Nach Einrichtung eines Ganztagszuges an der Albert-
Schweitzer-Schule erfolgt in Abstimmung zwischen Träger, Jugendamt und Schule eine Redu-
zierung der Hortplätze. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Bezuschussung der Baukosten wie unter Punkt  I.1 genannt. 
 
Jährliche Bezuschussung der Betriebskosten nach BayKiBiG. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Die Gesamtkirchenverwaltung hatte bereits im Oktober 2011 ihre Absicht erklärt, das Gebäude 
des Löhe -Kinderhauses in Sieglitzhof sanieren zu wollen. Aufgrund des Krippenausbaus wur-
de diese Maßnahme zunächst zurückgestellt. Im Jahr 2013 trat die Kirchengemeinde erneut an 
das Jugendamt heran, da wegen der maroden Bausubstanz dringender Handlungsbedarf be-
steht. So sind beispielsweise die Sanitäranlagen des Kindergartens in einem katastrophalen 
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Zustand. Der Altbau genügt nicht mehr den baulichen und pädagogischen Anforderungen. Eine 
Sanierungs- und Umbaumaßnahme ist nicht wirtschaftlich - allein die nach aktuellen Vorschrif-
ten erforderliche Brandschutzertüchtigung beider Geschosse stellt eine unverhältnismäßig 
aufwändige und teure Maßnahme dar, so dass die Entscheidung für einen Ersatzneubau fiel. 
 
Bau 
Die Ersatzneubauplanung sieht einen zweigeschossigen Baukörper vor. Im Erdgeschoss be-
finden sich neben den Krippenräumen ein Mehrzweck- und ein Snoezelenraum. Die Nutzung 
dieser Räume ist vorrangig für Kindergarten- und Hortkinder vorgesehen. Das Leitungszimmer 
befindet sich im direkten Anschluss an die Krippe, der Personalraum ist im EG des Bestands-
gebäudes untergebracht. Im Obergeschoss sind die Räumlichkeiten für Kindergarten und Hort 
sowie die Versorgungs-Küche vorgesehen. 
Die Grundrissplanung bietet Berührungspunkte für alle Kinder sowie Rückzugsmöglichkeiten 
und Intensivräume für jede Altersstufe. 
Die Gestaltung des Außenbereichs ist der Konzeption der Einrichtung angepasst und sieht für 
alle Altersgruppen Spiel- und Entfaltungsmöglichkeiten vor. 
 

Kosten und Finanzierung 
 
Die Kosten pro Platz betragen rd. 26.109,00 € (KGr. 300, 400, 500, 700). 
 

Kosten und Kostenaufteilung: 
Kosten laut Kostenschätzung vom 
12.09.2014 KGr 200-700 2.386.508,00 € 

Baukosten, die gefördert werden KGr  300, 400, 500, 700 2.271.478,31 € 
Baukosten, die nicht gefördert wer-
den KGr 200, 600 115.029,69 € 

 

Finanzierung im Detail: 
FAG-Förderung 

staatlicher Anteil 
zuweisungsfähige Fläche nach Summenraumpro-
gramm:  471m²       
471 x 3.883 € x 80% x 40% 

585.245,00 € 

städtischer Anteil 471 x 3.883 € x 80% - 585.245 €  877.870,00 € 
Gesamtförderung  1.463.115,00 € 
Anteil Träger 2.386.508,05 € - 585.245,00 €- 877.870,00 € 923.393,00 € 
Summe  2.386.508,00 € 

 
 
Die Maßnahme wurde für den Haushalt 2015 angemeldet. Nach derzeitigem Stand ist die Bau-
kostenbezuschussung auf einen Zeitraum von vier Jahren angelegt. Für 2015 – 2017 ist ein 
Mittelansatz von je 400.000,00 €/pro Jahr vorgesehen, für 2018 die Restmittel.  
Eine Bewilligung der Maßnahme kann noch im laufenden HH-Jahr erfolgen, sobald die beste-
hende Verpflichtungsermächtigung i. H. v. 2.000.000,00 € zu Gunsten der Investitionskosten-
förderung in entsprechender Höhe über den Referenten durch die Kämmerei freigegeben wird. 
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4. Ressourcen  

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: 1.463.115,00 € bei IPNr.:             365D.880 
Folgekosten jährlich    340.000,00 € bei Sachkonto:        530101 
(Betriebskostenzuschuss)   
   

Korrespondierende Einnahmen    585.245,00 € bei Sachkonto:365D.610ES 
Staatl. Betriebskostenförderung    170.000,00 €        bei Sachkonto:        414101 
 
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr. 365D.880 (vorbehaltlich Freigabe VE)      

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         für die Betriebskostenförderung erfolgt eine entsprechende Anmeldung 
 
 
Anlagen:  
 
 
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 19.11.2014 
 
Ergebnis/Beschluss: 

1. Die Evang.- Luth. Gesamtkirchenverwaltung (GKV) erhält - vorbehaltlich der positiven Be-
gutachtung des Fachausschusses - für den Ersatzneubau des Löhe-Kinderhauses der Kir-
chengemeinde St. Markus einen Baukostenzuschuss nach Art. 27 BayKiBiG i.V. mit Art. 10 
FAG. 
 

2. Der Baumaßnahme wird hinsichtlich Art, Ausmaß und Ausführung gemäß Art. 27 BayKiBiG 
zugstimmt. 
 

3. Es erfolgt eine jährliche Bezuschussung der Betriebskosten nach BayKiBiG. 
 
 
mit 14  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Dr. Janik gez. Dr. Rossmeissl 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
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Beratung im Gremium:  Jugendhilfeausschuss am 20.11.2014 
 
Ergebnis/Beschluss: 

1. Die Evang.- Luth. Gesamtkirchenverwaltung (GKV) erhält - vorbehaltlich der positiven Be-
gutachtung des Fachausschusses - für den Ersatzneubau des Löhe-Kinderhauses der Kir-
chengemeinde St. Markus einen Baukostenzuschuss nach Art. 27 BayKiBiG i.V. mit Art. 10 
FAG. 
 

2. Der Baumaßnahme wird hinsichtlich Art, Ausmaß und Ausführung gemäß Art. 27 BayKiBiG 
zugstimmt. 
 

3. Es erfolgt eine jährliche Bezuschussung der Betriebskosten nach BayKiBiG. 
 
 
mit 11  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Lanig gez. Dr. Rossmeissl 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
Beratung im Gremium:  Stadtrat am 27.11.2014 
 
Ergebnis/Beschluss: 

1. Die Evang.- Luth. Gesamtkirchenverwaltung (GKV) erhält - vorbehaltlich der positiven Be-
gutachtung des Fachausschusses - für den Ersatzneubau des Löhe-Kinderhauses der Kir-
chengemeinde St. Markus einen Baukostenzuschuss nach Art. 27 BayKiBiG i.V. mit Art. 10 
FAG. 
 

2. Der Baumaßnahme wird hinsichtlich Art, Ausmaß und Ausführung gemäß Art. 27 BayKiBiG 
zugstimmt. 
 

3. Es erfolgt eine jährliche Bezuschussung der Betriebskosten nach BayKiBiG. 
 
 
mit 47  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Dr. Janik gez. Dr. Rossmeissl 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/RR006 Rottmann, Reinhard 51/075/2016 
 
Geschäftsordnung des Jugendhilfeausschusses 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 30 –Rechtsamt- 
 
 

I. Antrag 
 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt die beiliegende Geschäftsordnung 
 
 

II. Begründung 
 

Gem. Art. 17 Abs. 4 des Gesetzes zur Ausführung der Sozialgesetze gibt sich der Jugendhil-
feausschuss eine Geschäftsordnung. 
 
Die bisher geltende Geschäftsordnung stammt in Ihrer ursprünglichen Form aus dem Jahr 
1966. Die nun vorgelegte Neufassung ist im wesentlichen an die Geschäftsordnung für den 
Stadtrat Erlangen vom 25.09.2014 angepasst und berücksichtigt die besonderen Gegebenhei-
ten des Jugendhilfeausschusses.  

 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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          Stand 01.01.2016 

 
Geschäftsordnung des Jugendhilfeausschusses der Stadt Erlangen 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Erlangen gibt sich aufgrund Art. 17 Abs. 4 Gesetz zur 
Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) folgende Geschäftsordnung: 

 

Inhaltsübersicht 

 

I. Allgemeines zum Geschäftsgang 
 

§ 1 Sitzungszwang 

§ 2 Öffentliche Sitzungen 

§ 3 Nichtöffentliche Sitzungen 

 

II. Vorbereitung der Sitzung 
§ 4 Einberufung 

§ 5 Tagesordnung 

§ 6 Einladung zur Sitzung 

§ 7 Anträge und Anfragen 

 

III. Sitzungsverlauf 
§ 8 Eröffnung der Sitzung 

§ 9 Eintritt in die Tagesordnung 

§ 10 Beratung der Sitzungsgegenstände 

§ 11 Maßnahmen in Sonderfällen 

§ 12 Geschäftsordnungsanträge 

§ 13 Abstimmung 

§ 14 Beendigung der Sitzung 

 

IV. Sitzungsniederschrift 
§ 15 Form, Inhalt und Genehmigung 

§ 16 Einsichtnahme und Abschrifterteilung 

 

V. Schlussbestimmungen 
§ 17 Auslegung und Änderung der Geschäftsordnung 

§ 18 Inkrafttreten 
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I. Allgemeines zum Geschäftsgang 
§ 1 Sitzungszwang 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1 GO). Eine Beschlussfas-
sung durch mündliche Befragung außerhalb der Sitzungen oder im sog. Umlaufverfahren ist 
ausgeschlossen. 

§ 2 Öffentliche Sitzungen 
(1) Die Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit 
oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen. Der Ausschluss der Öffentlichkeit 
kann auf einzelne Teile der Sitzung beschränkt werden. Über den Ausschluss der Öffentlich-
keit wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. 

(2) Zu den Sitzungen hat jede Person als Zuhörerin oder Zuhörer nach Maßgabe des ver-
fügbaren Raumes Zutritt. Soweit aus Raumgründen erforderlich, wird die Zulassung durch 
die Ausgabe von Platzkarten geregelt. Medienvertreter haben grundsätzlich Zutritt. Für sie ist 
stets eine angemessene Zahl von Plätzen freizuhalten. Ton- und Bildaufnahmen sind nur 
den Medienvertretern in Ausübung ihres öffentlichen Informationsauftrages gestattet. 

(3) Zuhörer, die den Verlauf der Sitzung stören, können durch die oder den Vorsitzende/n 
aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 

§ 3 Nichtöffentliche Sitzungen 
(1) In nichtöffentlicher Sitzung werden grundsätzlich behandelt: 

1. Personalangelegenheiten, 

2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten, 

3. Sorgerechts- und Kindschaftsnotstände in Einzelfällen, 

4. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder nach 
der Natur der Sache erforderlich ist, insbesondere Steuer-, Finanz- und Wirtschaftsange-
legenheiten Einzelner und von Organisationen, die für die Jugendhilfe tätig sind. 

(2) Neben den stimmberechtigten und beratenden Mitgliedern können Personen mit ständi-
gem Anwesenheits- und Rederecht nur teilnehmen, wenn das vorher mit einfacher Mehrheit 
der stimmberechtigten Mitglieder beschlossen wurde. 

II. Vorbereitung der Sitzung 
§ 4 Einberufung 
Die Sitzungen des Jugendhilfeausschusses sind nach Bedarf durch den Oberbürgermeister 
einzuberufen oder wenn dies ein Viertel seiner stimmberechtigten Mitglieder schriftlich unter 
Nennung des Beratungsgegenstandes beantragt. Die Sitzungen sollen innerhalb von 4 Wo-
chen nach Eingang des Antrages beim Oberbürgermeister stattfinden. 

§ 5 Tagesordnung 
(1) Der Oberbürgermeister setzt nach Anhörung der Leitung des Jugendamtes die Tages-
ordnung fest. Die Tagesordnung enthält die Angabe des Ortes und der Zeit der Sitzungen 
sowie die Beratungsgegenstände. Der Punkt Verschiedenes darf nicht in die Tagesordnung 
aufgenommen werden. 

(2) Die örtlichen Medien sind rechtzeitig von öffentlichen Sitzungen unter Zuleitung der Ta-
gesordnung zu unterrichten. Die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzungen bzw. nichtöffentli-
cher Sitzungsteile wird nicht bekannt gegeben. 

§ 6 Einladung zur Sitzung 
(1) Zu den Sitzungen des Jugendhilfeausschusses werden die Ausschussmitglieder schrift-
lich unter Beifügung der Tagesordnung eingeladen. Die Einladung soll den Ausschussmit-
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gliedern spätestens am 3. Tag vor der Sitzung zugestellt sein. In Eilfällen kann auch münd-
lich und telefonisch eingeladen werden. 

(2) Soll zum zweiten Mal über den gleichen Gegenstand verhandelt werden, so muss bei der 
Ladung hierauf unter Bekanntgabe der Tagesordnung hingewiesen werden. 

(3) Das Speichern der Unterlagen zur Behandlung in nichtöffentlichen Sitzungen auf privaten 
elektronischen Systemen ist aus Gründen der Datensicherheit nicht erlaubt. 

§ 7 Anträge und Anfragen 
(1) Anträge, die in einer Sitzung des Jugendhilfeausschusses behandelt werden sollen, sind 
schriftlich zu stellen, kurz zu begründen und zu unterzeichnen. Unterlagen zu Tagesord-
nungspunkten sollen den Mitgliedern des Jugendhilfeausschusses grundsätzlich mindestens 
eine Woche vor der Beratung übermittelt werden. 

(2) Anträge, die sich unmittelbar vor bzw. während der Beratung aus der Debatte heraus 
ergeben, sollen schriftlich dem oder der Vorsitzenden übergeben werden. Anträge zur Ge-
schäftsordnung oder einfache Sachanträge wie Änderungsanträge, Zurückziehen eines An-
trages oder geringfügige textliche Veränderungen bedürfen nicht der Schriftform. 

(3) Der Ausschuss entscheidet darüber, ob die unmittelbar vor bzw. während der Sitzung 
eingegangenen Anträge zur Beratung und Abstimmung gebracht oder zurückgestellt werden. 
Dringlichkeitsanträge sind spätestens vor der Sitzung schriftlich beim Vorsitzenden einzu-
reichen. Über die Zuerkennung der Dringlichkeit wird nach kurzer Debatte über das Für und 
Wider der Dringlichkeit abgestimmt. Wird die Dringlichkeit verneint, so wird der Antrag dem 
ordentlichen Geschäftsgang zugewiesen. 

(4) Jedes Ausschussmitglied kann in Angelegenheiten, die die Zuständigkeit des Jugendhil-
feausschusses betreffen, Anfragen an die oder den Vorsitzende/n, den Referenten und die 
Vertreter der Verwaltung richten. Eine Aussprache über die Antwort findet nicht statt. Es 
kann eine Zusatzfrage bzw. Nachfrage gestellt werden. Anfragen, die nicht sogleich münd-
lich beantwortet werden können, sollen der oder dem Vorsitzenden schriftlich übergeben 
werden bzw. in Schriftform innerhalb von 3 Tagen an das Geschäftszimmer der Jugendamts-
leitung nachgereicht werden. 

 

III. Sitzungsverlauf 
§ 8 Eröffnung der Sitzung 
(1) Die oder der Vorsitzende erklärt die Sitzung für eröffnet. Sie bzw. er stellt die ordnungs-
gemäße Ladung sowie die Anwesenheit der Ausschussmitglieder fest und gibt die vorliegen-
den Entschuldigungen bekannt. Entschuldigungen sind bis 1 Stunde vor Sitzungsbeginn an 
das Geschäftszimmer der Jugendamtsleitung zu richten. Sodann stellt er oder sie die Be-
schlussfähigkeit des Ausschusses fest. Um die Beschlussfähigkeit jederzeit sicherzustellen, 
sollen sich die stimmberechtigten Ausschussmitglieder bei längerem oder dauerhaften Ver-
lassen des Sitzungssaales, aber auch bei (Wieder)Eintritt bei der oder dem Vorsitzenden 
oder der Schrift führenden Person deutlich erkennbar durch Handzeichen melden. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 
geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. 

(3) Wird der Ausschuss zum zweiten Male zur Verhandlung über denselben Gegenstand 
einberufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienene beschlussfähig (Art. 47 
Abs. 3 GO). 

(4) Bei gemeinsamen Sitzungen mit anderen Ausschüssen muss jeder Ausschuss für sich 
beschlussfähig sein, wobei Personengleichheit der Mitglieder dem nicht entgegensteht. 
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§ 9 Eintritt in die Tagesordnung 
(1) Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der dort festgesetzten Reihenfolge 
zur Beratung und Abstimmung, sofern nicht in der Sitzung eine andere Reihenfolge be-
schlossen wird. 

(2) Die bzw. der Vorsitzende oder die Bericht erstattende Person tragen den Sachverhalt der 
einzelnen Sitzungsgegenstände vor und erläutern ihn. Bei Anträgen und Anfragen von Aus-
schussmitgliedern erhalten diese zuerst das Wort, dann folgt die Bericht erstattende Person. 

(3) Die oder der Vorsitzende kann die Zuziehung und Anhörung von Sachverständigen oder 
sonstigen sachkundigen Personen veranlassen. Das Recht des Ausschusses, diese Zuzie-
hung und Anhörung zu beschließen, bleibt unberührt. 

§ 10 Beratung der Sitzungsgegenstände 
(1) Nach der Berichterstattung, ggf. nach dem Vortrag der oder des Sachverständigen, eröff-
net die oder der Vorsitzende die Beratung. 

(2) Ausschussmitglieder, die gemäß Art. 49 Abs. 1 GO von der Beratung und Abstimmung zu 
einem bestimmten Punkt der Tagesordnung ausgeschlossen sind, haben dies der oder dem 
Vorsitzenden oder der Schrift führenden Person vor Beginn der Beratung unaufgefordert 
mitzuteilen. Bei nichtöffentlichen Sitzungen hat das persönlich beteiligte Ausschussmitglied 
den Sitzungsraum unaufgefordert zu verlassen. 

(3) Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Bei 
gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet die oder der Vorsitzende über die Reihenfolge. Bei 
Wortmeldungen zur „Geschäftsordnung“ ist das Wort unmittelbar nach der Vorrednerin oder 
dem Vorredner zu erteilen. Als solche Wortmeldungen gelten jedoch nur diejenigen, die sich 
auf einen Antrag im Sinne des § 12 dieser Geschäftsordnung beziehen oder der Bericht er-
stattenden Person das Wort zur Aufklärung erteilen. 

(4) Die Redezeit kann beim einzelnen Verhandlungsgegenstand durch Beschluss für jede 
Rednerin und jeden Redner beschränkt werden. 

(5) Während der Beratung über einen Antrag können Zusatz- oder Änderungsanträge oder 
Anträge auf Zurückziehung des zu beratenden Antrags gestellt werden. 

(6) Die oder der Vorsitzende, die Bericht erstattende und die Antrag stellende Person haben 
das Recht zur Schlussäußerung. Die Beratung wird von der bzw. dem Vorsitzenden ge-
schlossen. 

(7) Zu persönlichen Erklärungen soll das Wort erst nach Schluss der Beratung erteilt werden. 
Die Rednerin bzw. der Redner darf nur zu Angriffen, die in der Aussprache oder in einer per-
sönlichen Erklärung gegen sie bzw. ihn geführt werden, Stellung nehmen oder eigene Erklä-
rungen berichtigen, nicht aber zur Sache sprechen. 

(8) Während der Sitzungen ist die die Wort- und Bildaufnahme bzw. -übertragung grundsätz-
lich nicht gestattet. 

§ 11 Maßnahmen in Sonderfällen 
(1) Rednerinnen und Redner, die sich nicht an die Regeln des § 10 halten, werden von der 
oder dem Vorsitzenden darauf aufmerksam gemacht. Wenn sie diesen Hinweis unbeachtet 
lassen, kann ihnen die oder der Vorsitzende das Wort entziehen. 

(2) Für die Fälle der Störung von Sitzungen durch Ausschussmitglieder oder Zuhörer gelten 
die Bestimmungen des Art. 53 GO (Hausrecht). 

(3) Falls ein ungestörter Sitzungsverlauf nicht anders wiederherzustellen ist, kann die oder 
der Vorsitzende die Sitzung auf bestimmte Zeit, längstens auf eine Stunde, unterbrechen 
oder schließen. Die Beratung ist an dem Punkt, an dem die Sitzung unterbrochen wurde, 
fortzusetzen. 
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§ 12 Geschäftsordnungsanträge 
(1) Außer den Sachanträgen können Geschäftsordnungsanträge gestellt werden. Geschäfts-
ordnungsanträge sind insbesondere: 

Anträge auf Übergang zur Tagesordnung, 

Anträge auf Nichtbefassung, 

Anträge auf Vertagung, 

Anträge auf Verweisung zur Beratung in einem anderen Gremium, 

Anträge auf Schluss der Beratung, 

Anträge auf Schluss der Redeliste, 

Anträge auf Wiedereröffnung der Redeliste und 

Anträge, die die Handhabung der Geschäftsordnung zum Gegenstand haben. 

(2) Ein solcher Antrag kann jederzeit nach einem Redebeitrag gestellt werden. Abgelehnte 
Anträge können grundsätzlich nicht wiederholt werden. Der Antrag auf Schluss der Beratung 
kann nicht von einem Ausschussmitglied gestellt werden, das sich bereits an der Beratung 
als Rednerin oder Redner beteiligt hat. 

(3) Wird einem solchen Antrag stattgegeben, so ist entsprechend zu verfahren und die Bera-
tung wird ggf. sofort geschlossen. 

(4) Geschäftsordnungsanträge sind vor anderen Anträgen zu behandeln. Ein Antrag auf 
Schluss der Beratung ist vor Anträgen auf Verweisung an ein anderes Gremium und auf 
Schluss der Redeliste zu behandeln. Ein Antrag auf Schluss oder Wiedereröffnung der Re-
deliste geht einem Antrag auf Vertagung oder Verweisung an ein anderes Gremium vor. Ein 
Antrag auf Vertagung geht dem Antrag auf Verweisung an ein anderes Gremium vor. Der 
Antrag auf Verweisung an ein anderes Gremium geht anderen Geschäftsordnungsanträgen 
nicht vor. 

(5) Bei der Beratung über Geschäftsordnungsanträge darf nicht zur Sache selbst Stellung 
genommen werden. 

§ 13 Abstimmung 
(1) Über Geschäftsordnungsanträge wird am Schluss der Beratung des Geschäftsordnungs-
antrages, über die Sachanträge am Schluss der Beratung des Sachantrages abgestimmt. 

(2) Die Abstimmungen erfolgen in der Regel über einen Beratungsgegenstand im Ganzen. 
Über einzelne Teile eines Antrages ist getrennt abzustimmen, wenn dies auf Antrag be-
schlossen wird oder die oder der Vorsitzende eine Teilung der Fragen vorgenommen hat. 
Wenn über zusammengehörende Anträge getrennt abgestimmt wird und hierbei einzelne 
Teile abgelehnt, andere aber angenommen werden, so hat am Schluss eine Gesamtabstim-
mung über das Ganze zu erfolgen. 

(3) Über Gegenstände, die außer- oder überplanmäßige Ausgaben verursachen - Finanzan-
träge - soll nur beraten werden, wenn dem Finanzreferat Gelegenheit gegeben wurde, zur 
Deckung Stellung zu nehmen. 

(4) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in nachstehender Reihenfolge 
abgestimmt: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung; 

2. Änderungsanträge: Liegen mehrere Änderungsanträge vor, so ist über den weitergehen-
den zuerst abzustimmen; als weitergehende sind insbesondere solche Anträge anzuse-
hen, die einen größeren Aufwand erfordern oder eine einschneidendere Maßnahme zum 
Gegenstand haben oder durch deren Annahme oder Ablehnung die übrigen Anträge erle-
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digt sind. Im Übrigen wird über mehrere Anträge in der Reihenfolge abgestimmt, in der sie 
gestellt sind. 

Über Meinungsverschiedenheiten bezüglich der Reihenfolge wird durch Beschluss entschie-
den. Liegen hiervon mehrere vor, gilt Nr. 2 entsprechend. 

(5) Vor jeder Abstimmung hat die oder der Vorsitzende den Antrag, über den abgestimmt 
werden soll, so zu formulieren, dass er mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann. 

(6) In der Regel wird durch Hand aufheben abgestimmt. Ausgeteilte Stimmkarten sind hierbei 
so zu zeigen, dass sie von dem/der Vorsitzenden problemlos gesehen werden können. Ist 
das Ergebnis zweifelhaft, so ist eine Gegenprobe vorzunehmen. Ist auch nach deren Aus-
zählung das Ergebnis zweifelhaft, so erfolgt namentliche Abstimmung. Namentlich abzu-
stimmen ist im Übrigen, wenn mindestens ein Drittel der abstimmenden Ausschussmitglieder 
es beantragt. In diesem Fall stimmen die Mitglieder in der alphabetischen Reihenfolge ihrer 
Namen ab, die bzw. der Vorsitzende stets zuletzt. 

(7) Wenn einem Antrag nicht widersprochen wird, so kann eine besondere Abstimmung un-
terbleiben; der Antrag ist damit genehmigt. Die oder der Vorsitzende stellt dies fest. 

(8) Beschlüsse werden in offener Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden 
gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. Bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO). 

(9) Die bzw. der Vorsitzende hat das Abstimmungsergebnis unmittelbar nach der Abstim-
mung bekannt zu geben; dabei ist festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt 
ist. 

(10) Ein Antrag, über den bereits abgestimmt worden ist, kann in derselben Sitzung nicht 
nochmals Gegenstand der Beratung und Abstimmung sein. 

§ 14 Beendigung der Sitzung 
(1) Nach Behandlung der Tagesordnung erklärt die bzw. der Vorsitzende die Sitzung für ge-
schlossen. Das Gleiche gilt, wenn der Ausschuss beschlussunfähig wird. 

(2) Im Falle eintretender Beschlussunfähigkeit des Ausschusses kann die Sitzung auch auf 
bestimmte Zeit, längstens auf eine Stunde, unterbrochen werden. 

 

IV. Sitzungsniederschrift 
§ 15 Form, Inhalt und Genehmigung 
(1) Die Niederschrift über die Verhandlung des Ausschusses richtet sich nach Art. 54 Abs. 1 
GO. 

(2) Die Niederschriften sind nach jeder Sitzung in angemessener Zeit fertig zu stellen und 
von der oder dem Vorsitzenden zu unterzeichnen und zu genehmigen. 

(3) Die Niederschriften über vorangegangene Sitzungen sind nach Unterzeichnung im elekt-
ronischen Ratsinformationssystem eingestellt und können dort eingesehen werden. 

(4) Als Hilfsmittel für das Anfertigen der Niederschrift kann eine Tonaufzeichnung angefertigt 
werden. Die Tonaufzeichnung ist unverzüglich nach Genehmigung der Niederschrift zu lö-
schen und darf Außenstehenden nicht zugänglich gemacht werden. 

§ 16 Einsichtnahme und Abschrifterteilung 
(1) Tagesordnungspunkte, Sitzungsdaten und Sitzungsunterlagen öffentlicher Sitzungen 
werden der Öffentlichkeit über das Ratsinformationssystem zugänglich gemacht. Dies ge-
schieht bereits vor den jeweiligen Sitzungen, soweit im Einzelfall keine Gründe für eine Ge-
heimhaltung bis nach der Sitzung vorhanden sind. 
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(2) Die der Öffentlichkeit über das Ratsinformationssystem zugänglich gemachten Informati-
onen dürfen keine zu schützenden personenbezogenen oder sonstige geheimhaltungsbe-
dürftige Daten enthalten. 

(3) Die An- und Abwesenheitslisten, das Stimmverhalten Einzelner und mögliche Wortproto-
kolle aus den Niederschriften werden der Öffentlichkeit nicht zugänglich gemacht, wohl aber 
die Abstimmungsergebnisse. 

(4) In der Niederschrift über öffentliche Sitzungen können Personen gem. Art. 54 Abs. 3 GO 
Einsicht nehmen. Ausschussmitglieder können auch von Beschlüssen, die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefasst wurden, Abschriften verlangen, sobald die Gründe für die Geheimhaltung 
weggefallen sind. 

 

 

V. Schlussbestimmungen 
§ 17 Auslegung und Änderung der Geschäftsordnung 
(1) Bei Zweifeln über die Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet der Ausschuss. 

(2) Von der Geschäftsordnung kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn es der Aus-
schuss beschließt und gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen. 

§ 18 Inkrafttreten 
Vorstehende Geschäftsordnung tritt am 01.03.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäfts-
ordnung vom 08.06.1966 des Jugendhilfeausschusses der Stadt Erlangen außer Kraft. 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/RR006 Stadtjugendamt 51/079/2016 
 
Unterbringung Flüchtlingen im Rahmen der Jugendhilfe 
Bedarfsfeststellung für das städt. Gebäude Schillerstr. 52a-54 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 17.02.2016 Ö Gutachten  

Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Gutachten  
Stadtrat 25.02.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt  20, GME 
 
 

I. Antrag 
 
1. Die Notwendigkeit einer weiteren Sanierung des Anwesens Schillerstr. 52a-54 für die künftige 
    Nutzung mit ca. 27 Plätzen für  junge Flüchtlinge im Rahmen der Jugendhilfe wird festgestellt. 
 
2. Die voraussichtlichen Kosten in Höhe von ca. 1.000.000 Euro sind im Rahmen einer  
    Mittelbereitstellung zur Verfügung zu stellen. Die Verwaltung wird die entstehenden Kosten über 
    eine Vermietung refinanzieren. 
 
3. Die Verwaltung wird mit der unverzüglichen Umsetzung beauftragt. 
 
4. Ein positives Gutachten des Haupt-, Finanz- und Personalausschusses steht unter dem Vorbe- 
    halt der Begutachtung im Jugendhilfeausschuss. 
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Unterbringung von jungen Flüchtlingen im Rahmen der Jugendhilfe. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Die Unterbringung von jungen Flüchtlingen im Rahmen der Jugendhilfe stellt nach wie vor eine 
große Herausforderung dar. Nach neuesten Prognosen der Regierung von Mittelfranken ist 
damit zu rechnen, dass die Stadt Erlangen bis zum Jahresende ca. 190 junge Flüchtlinge im 
Rahmen der Jugendhilfe zu versorgen und unterzubringen hat. Dies bedeutet, dass bis dahin 
etwa 110 neue Plätze zu schaffen sind. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Im städt. Anwesen Schillerstr. 52a-54 sind bereits 13 junge Flüchtlinge in der Betreuung eines 
freien Trägers („Die Rummelsberger“) unter gebracht. 
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Direkt anschließend sind nun weitere Räume frei, die für eine weitere Einrichtung bestens ge-
eignet sind. Die Rummelsberger sind bereit, auch hierfür die Trägerschaft zu übernehmen. 
Geplant ist eine Einrichtung nach § 13SGB VIII für junge Menschen mit Schwerpunkt auf schu-
lischer und beruflicher Integration. Die Nutzung durch diesen Träger hätte den Vorteil, dass 
Synergieeffekte genutzt werden können. Im Stadtgebiet Erlangen fehlt bisher eine solche Ein-
richtung, in die dann auch junge Menschen, die nicht zum Kreis der Flüchtlinge zählen, unter-
gebracht werden könnten. Insoweit wäre auch eine langfristige Refinanzierung durch Mietein-
nahmen sicher gestellt. 
 
Der Bestand und die Lage der neuen Räume sind im beiliegenden Plan dargestellt. 

 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € 1.000.000  
Korrespondierende Einnahmen € Mieteinnahmen  
   
   
   
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden; 
Bei positiver Begutachtung wird ein Antrag auf Mittelbereitstellung gestellt.  
 
 
Anlagen: Grundrissplan 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/RR006 Stadtjugendamt 51/070/2015 
 
Bestellung von zwei beratenden und einem stellvertretenden beratenden Mitglieds 
des Jugendhilfeausschusses 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Gutachten  
Stadtrat 25.02.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Jugendhilfeausschuss begutachtet, der Stadtrat beschließt: 
 
1. aus dem Bereich der Arbeitsagentur werden Frau Dagmar Igler als beratendes und Frau 
    Susanne Wissner als stellvertretendes beratendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss bestellt. 
 
2. aus dem Bereich der der Katholischen Kirche/Dekanat Erlangen wird Herr Leo Klinger als  
    beratendes Mitglied bestellt.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Umbesetzung des Jugendhilfeausschusses. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
1. Bestellung von Frau Dagmar Igler als beratendes und Frau Susanne Wissner als  
    stellvertretendes beratendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss. 
 
2. Bestellung von Herrn Leo Klinger als beratendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
1. Die Arbeitsagentur hat mit Schreiben vom 19.11.2015 Frau Dagmar Igler als neues,  
    beratendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss in der Nachfolge von Frau Susanne Wissner  
    vorgeschlagen. Frau Wissner soll als stellvertretendes beratendes Mitglied  weiter im  
    Jugendhilfeausschuss tätig sein. 
 
2. Das Dekanat Erlangen hat am 18.01.2016 Herrn Leo Klinger als beratendes Mitglied  
    im Jugendhilfeausschuss vorgeschlagen. 
 
 

Die beratenden Mitglieder des Jugendhilfeausschusses (Art. 19 Abs. 1 BayAGSG) und ihre Stell-
vertreter werden gem. § 4 Abs. 4 des Satzung für das Jugendamt der Stadt Erlangen durch Be-
schluss des Stadtrats bestellt.  
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Anlagen: keine  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/RR006 Stadtjugendamt 51/078/2016 
 
Ehrenamtliche Vormundschaften für minderjährige Flüchtlinge – Fraktionsantrag 
Nr. 219/2015 der Stadtratsfraktion der Grünen Liste 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Sachbericht dient zur Kenntnis. 
 
Der Antrag der Stadtratsfraktion der Grünen Liste Nr. 219/2015 vom 29.10.2015 ist damit ab-
schließend bearbeitet.  
 
 

II. Begründung 
 
Mit Fraktionsantrag der Grünen Liste Nr. 219/2015 wird beantragt, dass die Stadt Erlangen sich 
intensiv um die Anwerbung von geeigneten Personen bemühen wird, die als ehrenamtliche Einzel-
vormünder vom Vormundschaftsgericht für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge bestellt werden 
können.  
 
Hierzu wird angeführt, dass „ehrenamtlichen Einzelvormündern bereits qua Gesetz der Vorrang 
vor Amtsvormundschaften zu geben ist. Außerdem leisten ehrenamtliche Einzelvormünder einen 
wesentlichen Beitrag zur Integration der minderjährigen Flüchtlinge und stellen eine Entlastung für 
die Stadtverwaltung dar“. 
 
Auch wenn der Gesetzgeber der ehrenamtlichen Vormundschaftsführung den Vorrang einräumt, 
ist die Verstärkung von Werbeaktivitäten zur Gewinnung bürgerschaftlich Engagierter für die Füh-
rung von ehrenamtlichen Vormundschaften für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge problema-
tisch, da diese Funktion einerseits schnell in der Überforderung engagierter Menschen münden 
kann und zum anderen nicht unbedingt immer hinsichtlich der rechtserheblichen Entscheidungen 
sachgerecht wirkt. 
 
Wie die Praxis der Mitarbeiter/innen im Fachdienst Vormundschaften des Stadtjugendamtes tag-
täglich zeigt, bedarf die sachgerechte kindeswohlorientierte Führung von Vormundschaften für 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge eines umfangreichen verwaltungsverfahrens-, asyl- und 
aufenthaltsrechtlichen Hintergrundes, der bei allgemeiner Lebenserfahrung trotz allem sozialen 
Engagements leider nur sehr selten gegeben ist. 
 
Die gesetzliche Vertretung eines unbegleiteten minderjährigen Ausländers setzt ein herausfor-
dernd hohes Maß an Verantwortlichkeit voraus, da hier nicht nur Sprachprobleme die Sache er-
schweren, sondern eben zudem das Asyl- und Aufenthaltsrecht zusammen mit einigen wichtigen 
anderen Gesetzen richtig anzuwenden sind, um die Belange der Kinder und Jugendlichen verant-
wortungsvoll zu vertreten. Die Amtsgerichte – Abteilungen für Familiensachen – und das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) erwarten durchaus zu Recht, dass seitens des Vor-
munds in den genannten Bereichen alles richtig gemacht wird.  
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Damit ist ein ehrenamtlicher Vormund, der sich hier – wenn auch sehr engagiert – einsetzen möch-
te, aber sonst keine Berührung mit dem Recht schlechthin hatte, schnell überfordert. 
 
Die Personalsituation im Bereich des Fachdienstes Vormundschaften des Stadtjugendamtes gibt 
es bedauerlicherweise auch nicht her, dass dessen Mitarbeiter/innen diese Aufgaben im Rahmen 
von steter, „an die Hand nehmender“ Beratung und Unterstützung leisten können. 
 
Daher ist es zum Wohle der betroffenen Kinder und Jugendlichen notwendig, deren rechtliche Ver-
tretung durch erfahrene Amts- und Berufsvormünder mit einschlägigen Spezial- und Rechtskennt-
nissen sicherzustellen. 
 
Dennoch gibt es viele Einsatzbereiche für ehrenamtlich Engagierte in diversen Unterstützer-
kreisen und Patenprojekten (z.B. der Erlanger Flüchtlingsinitiative). Hier leisten schon viele Erlan-
gerinnen und Erlanger im Rahmen eines großen bürgerschaftlichen Engagements Beachtliches 
und decken so integrationsfördernde Felder ab, die weit über Einsatz- und Aufgabenbereich eines 
Vormundes hinausgehen. Dabei entstehen dann auch keine Dolmetscher- und Fortbildungskosten, 
die ein ehrenamtlicher Vormund grundsätzlich aus den Mitteln seiner jährlichen, von der Justiz 
gewährten Aufwendungspauschale (derzeit 399,00 €) bezahlen soll.  
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Grüne Liste  Rathausplatz 1  91052 Erlangen 
 
 

Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Antrag: Ehrenamtliche Vormundschaften  
für minderjährige Flüchtlinge 
 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

 
wir beantragen: 
Die Stadt Erlangen wird sich intensiv um die Anwerbung von geeigneten Personen 
bemühen, die als ehrenamtliche Einzelvormünder vom Vormundschaftsgericht für 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge bestellt werden können. 

 
Begründung: 
Ehrenamtlichen Einzelvormündern ist bereits qua Gesetz der Vorrang vor Amtsvormund-

schaften zu geben. Außerdem leisten ehrenamtliche Einzelvormünder einen wesentlichen 

Beitrag zur Integration der minderjährigen Flüchtlinge und stellen eine Entlastung für die 

Stadtverwaltung dar. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Julia Bailey, Dr. Pierrette Herzberger-Fofana 

 
 
 
 

F.d.R.:  Wolfgang Most 
 

 

 
 
 
 
 

Stadtratsfraktion 
 

Rathausplatz 1, 91052 Erlangen 
Zimmer 130 

tel 09131/862781 fax 09131/861681 
e-mail: buero@gl-erlangen.de 
http://www.gl-erlangen.de 

Bürozeiten: 

Mo 10-13, 14-18  Di, Mi, Do 10-13  

Erlangen, den 30.10.2015 

Fraktionsantrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 29.10.2015 
Antragsnr.: 219/2015 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: IV/51 
mit Referat:  
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/RR006 Rottmann, Reinhard 51/074/2016 
 
Förderung der Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit  
hier: Zuschüsse an Dritte 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 18.02.2016 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Die aufgeführten Maßnahmen und Empfänger werden gemäß den Vorschlägen der Verwaltung 
des Jugendamts bezuschusst.  
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Ergebnis ist ein breites und vielfältiges sowie z. T. auch ehrenamtlich getragenes Angebot der 
Jugendhilfe der Stadt Erlangen. Es soll die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen sowie die 
Erziehungsfähigkeit der Familien unterstützen. 
 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Folgende Zuschüsse sollen an die entsprechenden Empfänger ausbezahlt werden: 
 
 
 

Titel Beschluss 
2015 

Rechnungsergebnis 
2015 

Vorschlag 
2016 

Stadtjugendring für Internationale 
Jugendbegegnung  

38.100 38.100 38.100 
  

Stadtjugendring für Zuschüsse an Jugend-
gruppen (50.000,00 Euro kommen als 
Spende von der Stadtsparkasse dazu) 

30.600   30.600 30.600 

Stadtjugendring für Personalkosten  
Verwaltung  

43.450  43.450  43.450 

Stadtjugendring für Personalkosten kommu-
nale Jugendarbeit (Änderungsantrag zum 
Haushalt 2016) 

0 0 24.000 

Stadtjugendring für Materialkosten  16.200  16.200  16.200  

Stadtjugendring für Jugendleiterausbildung  6.100  6.380  6.100  

Aufwandsentschädigung Stadtjugend- 
ring Ergebnis aus Haushaltsberatungen 
2015 

5.100 2.100 5.100 
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Titel Beschluss 
2015 

Rechnungsergebnis 
2015 

Vorschlag 
2016 

Stadtjugendring Pauschale Erstattung 
Ehrenamt 

6.500  5044  6.500  

Nachrichtlich: Summe  146.050 141.874 146.050 
Trägergemeinschaft Treffpunkt RHP  
Die Trägergemeinschaft Treffpunkt RHP 
besteht aus dem Stadtjugendring und der 
Kirchengemeinde St. Matthäus.  
Die Erhöhung von 10.700 Euro ist Folge 
eines Änderungsantrags zum Haushalt 
2016 
In 2015 wurden neben den genannten 
213.634 Euro noch folgende Beträge aus-
bezahlt: 
Miete und Betriebskosten an GME  
129.994,68 Euro. 
Miete für Jugendclub i.H.v. 8.804,52 Euro 
Anteil Amt 41 für Stadtteilarbeit 117.500,00 
Euro 

242.734 242.734 
 
 
 
 
 

253.434 

Jugendtreff Beatship offener Bereich               
41231,16 
Mietzuschuss                                                          
1.488,84  

42.720  
 

42.720  
 

42.720  
 

Arbeitskreis Gemeinwesenarbeit 4.000 2.800 4.000 

CVJM  4.214 4.214 4.214 

Jugend- und Begegnungsstätte Cafe Krempl 9.000 9.000 9.000 

Arbeitskreis Büchenbach 2.400 2.400 2.400 

HIPPY  47.400 47.400 47.400 

Verein Kinderbetreuung e.V. 8.795 8.795 8.795 

Verein Hängematte  5.000 5.000 5.000 

Ring politischer Jugend 1.000 0 1.000 

Mietzuschuss für den Pfadfinderstamm der  
Waräger 

644 644 644 

Pachtübernahme für den Pfadfinderstamm 
Steinadler 

680 680 680 

Mietkostenzuschuss für den offenen Kinder-
treff „Hörnchenhausen“ in Bruck in der Trä-
gerschaft der AdventjugendDas Projekt läuft 
seit 2008. Sowohl die Jugendhilfeplanung 
als auch der Stadtjugendring befürworten 
eine Unterstützung soweit das Projekt im 
bisherigen Umfang fortgeführt wird. Bei der 
Finanzierung besteht eine Deckungslücke, 
die im Wesentlichen die Mietkosten betrifft. 
 

3.600 3.600 3.600 

Mietzuschuss für Jugend Bund Naturschutz 6.000 6.000 6.000 
Titel Beschluss 

2015 
Rechnungsergebnis 

2015 
Beschluss 

2016 
Kinderschutzbund  
Aufteilung des Rechnungsergebnisses 

17.500 17.660 17.500 
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2015: 
Förderung der Jahresarbeit:                                    
6.847,00  
„sicher, stark, frei“                                                    
6.912,50 
Elterntalk 
1.074,00 (Restz. 2014) 
2.826,50 (1. Rate 2015) 

 
 

Diakonisches Werk Erlangen  
Schreinerwerkstatt 
Das Projekt läuft nunmehr im 30. Jahr. Die 
Rahmenbedingungen sind weiterhin unver-
ändert. Die Erhöhung des Zuschusses be-
ruht auf Personalkostensteigerungen und 
auf der Erhöhung der Personalkosten für die 
Auszubildenden.  
Die Erhöhung in 2015 war als Posten aus 
den Einigungsgesprächen im Budget vorge-
sehen. Sie steht auch für die Folgejahre zur 
Verfügung 

99.958 106.685 106.685 

Diakonisches Werk Erlangen 
Schneiderei –neu seit 2014- 
Bereits zum Haushalt 2014 wurde in den 
Beratungen 6.700,00 Euro für vier Monate 
bereitgestellt. Das Projekt wird weiter ge-
führt, so dass für die Folgejahre entspre-
chend 20.000,00 Euro eingestellt wurden.  
Das Projekt wurde zum 01.09.2016 einge-
stellt, so dass 6.666,67 zurückfließen. 

20.000 13.333,33 0 

GGFA  
Fortführung des Beschlusses aus dem JHA 
vom 10.07.2014 

 50.000 50.000 

GGFA 
ESF-Projekt „Jugend stärken im Quartier“ 
(Nachfolgeprojekt Kompetenzagentur) 

90.000 90.000 90.000 

Summen: 751.695 795.539 823.122 
 
 
Haushaltsmittel  

  sind im Budget vorhanden 
 
 
Anlagen: keine  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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